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1. Nachtrag vom 06.07.2021 
zum 

 
 
 

PROSPEKT 

für das öffentliche Angebot von bis zu 

 

26.250 Stück Partizipationsscheinen (ISIN QOXDBA026792) 

52.500 Stück Partizipationsscheinen (ISIN QOXDB4409146) 

105.000 Stück Partizipationsscheinen (ISIN AT0000757661) 

 

 

der 

DolomitenBank Osttirol-Westkärnten eG 
vom 28.09.2020 

 
 

aufgrund des Eintritts eines wichtigen neuen Umstandes  

am 30.06.2021 

 

Dieser 1. Nachtrag ist der erste Nachtrag vom 06.07.2021 gem. Art. 23 Abs. 1 Verordnung (EU) 2017/1129 
(„Prospektverordnung“) zum Prospekt vom 28.09.2020, der von der Finanzmarktaufsicht (FMA) gemäß Art. 20 

Prospektverordnung gebilligt, veröffentlicht und bei der Oesterreichische Kontrollbank Aktiengesellschaft hinterlegt 
wurde („Original-Prospekt“). Die inhaltliche Richtigkeit der in diesem 1. Nachtrag enthaltenen Angaben ist nicht 

Gegenstand der Prüfung der FMA im Rahmen der diesbezüglichen gesetzlichen Vorgaben. Die FMA prüft diesen 1. 
Nachtrag ausschließlich auf Vollständigkeit, Kohärenz und Verständlichkeit gemäß Art. 23 Abs. 1 iVm Art. 20 

Prospektverordnung. 

Dieser 1. Nachtrag sollte in Verbindung mit dem Original-Prospekt gelesen werden. Die in diesem 1. Nachtrag 
verwendeten Definitionen und Abkürzungen haben dieselbe Bedeutung wie im Original-Prospekt. Dieser 1. Nachtrag 
stellt weder ein Angebot noch eine Einladung zur Angebotsstellung zum Kauf oder zur Zeichnung oder zum Verkauf 

von Partizipationsscheinen dar. Im Fall von Widersprüchlichkeiten zwischen diesem 1. Nachtrag und Angaben im 
Original-Prospekt bzw. durch Verweis aufgenommenen Angaben, gelten die Angaben dieses 1. Nachtrages. 

http://www.dolomitenbank.at/m010/dolomitenbank/index.jsp
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Wichtiger neuer Umstand: 

 

Der folgende wichtige neue Umstand im Zusammenhang mit Informationen des Original-Prospektes, 
der geeignet ist, die Bewertung der Wertpapiere oder Veranlagung in diese zu beeinflussen, wurde 
festgestellt und durch diesen 1. Nachtrag bekannt gegeben: 

 

Am 30.06.2021 hat der Emittent seinen Jahresabschluss für das Geschäftsjahr zum 31.12.2020 
(„Jahresabschluss 2020“) veröffentlicht und auch die Eigenkapitalveränderungsrechnung sowie die 
Kapitalflussrechnung für das Jahr 2020 erstellt. Mittels dieses 1. Nachtrags werden der Jahresabschluss 
2020 in den Original-Prospekt als Anhang ./H, sowie der Bericht des Abschlussprüfers über die Prüfung der 
Kapitalflussrechnung und der Entwicklung des Eigenkapitals für das Geschäftsjahr 2020 als Anhang ./I 
aufgenommen. Der 1. Nachtrag wird auf der Website des Emittenten unter 
www.dolomitenbank.at/partizipationskapital zum Download bereitgestellt und kann während der üblichen 
Geschäftszeiten am Sitz des Emittenten eingesehen und bezogen werden. 

 

Auf Basis des Eintritts des oben beschriebenen wichtigen neuen Umstands ergeben sich folgende 
Anpassungen im Original-Prospekt: 

 

1. Im Abschnitt „I. ZUSAMMENFASSUNG DES PROSPEKTS“ wird in Punkt „I - Basisinformationen über 
den Emittenten – a. Wer ist der Emittent der Wertpapiere?“ auf Seite 13 der letzte Absatz wie folgt 
ersetzt: 

„Die Abschlussprüfer der Jahre 2019 und 2020, die PKF Centurion Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mbH, 
Hegelgasse 8, 1010 Wien wurden vom COOPVERBAND – Revisionsverband Österreichischer 
Genossenschaften, mit 16.09.2019 bzw. 27.05.2020 als mit der Prüfung betraute Gesellschaft bestellt.“ 

 

2. Im Abschnitt „I. ZUSAMMENFASSUNG DES PROSPEKTS“ werden die Tabellen „Gewinn- und 
Verlustrechnung (in EUR)“ sowie „“Bilanz (in EUR“ in Punkt „„I - Basisinformationen über den Emittenten 
– b. Welches sind die wesentlichen Finanzinformationen über den Emittenten?“ auf den Seiten 13f. des 
Original-Prospekts durch folgende Tabellen ersetzt: 

 

„Gewinn- und Verlustrechnung (in EUR): 

  2020 2019 2018 2017 

Nettozinserträge (oder Äquivalent) 8.984.333,83 8.598.786,03 8.393.014,56 8.692.860,64 

Nettoertrag aus Gebühren und Provisionen 3.470.872,75 3.285.342,97 2.982.137,13 3.006.677,10 

Nettowertminderung finanzieller 
Vermögenswerte * 

-1.793.147,57 -871.002,98 -879.578,01 -1.586.514,79 

Nettohandelsergebnis = EGT 343.471,85 1.125.122,75 844.773,79 1.241.895,21 

Messgröße für die Ertragslage, die der 
Emittent in den Abschlüssen verwendet: 
operativer Gewinn 

230.136,69 559.226,41 1.261.316,44 273.532,65 

Nettogewinn/-verlust = Jahresgewinn 217.124,06 276.569,02 422.958,04 269.508,76 

Quelle: geprüfte Jahresabschlüsse des Emittenten für 2020, 2019, 2018, und 2017. 

* Summe der Positionen 9, 11+12, sowie 13+14 der Gewinn- und Verlustrechnungen aus den geprüften Jahresabschlüssen 
des Emittenten für 2020, 2019, 2018, und 2017. 

 

 

http://www.dolomitenbank.at/partizipationskapital
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Bilanz (EUR) 

 
  

2020 2019 2018 2017 
jüngster 

("SREP") Wert 

Vermögenswerte 
insgesamt 

546.693.721,01 544.904.766,22 511.282.858,48 491.391.671,18   

vorrangige 
Forderungen 

381.758.027,16 372.349.396,98 367.165.156,67 362.692.604,36   

nachrangige 
Forderungen 

0,00 0,00 0,00 0,00   

Darlehen und 
Forderungen 
gegenüber Kunden 
(netto) 

381.758.027,16 372.349.396,98 367.165.156,67 362.692.604,36   

Einlagen von Kunden 505.872.137,72 504.396.802,52 471.200.113,70 452.022.635,83   

Eigenkapital 
insgesamt 

37.226.160,60 37.347.086,53 36.713.060,32 36.156.472,75   

notleidende Kredite 
(basierend auf 
Nettobuchwert)/Kredite 
und Forderungen 

. . . .   

harte Kernkapitalquote 
(CET1) oder je nach 
Emission andere 
relevante prudenzielle 
Kapitaladäquanzquote 

13,53.% 13,18.% 13,59.% 13,43.%   

Gesamtkapitalquote 14,09.% 13,78.% 14,27.% 14,22.% Mind. 9,4% 
 

Quelle: geprüfte Jahresabschlüsse des Emittenten für 2020, 2019, 2018, und 2017.“ 

 

3. Im Abschnitt „II. RISIKOFAKTOREN“ werden in Punkt „1. RISIKOFAKTOREN IN BEZUG AUF DEN 
EMITTENTEN“ die Angaben im Risikofaktor „Risiko aufgrund der Abhängigkeit von ausreichend 
vorhandenen Eigenmitteln (gering)“ auf der Seite 23 des Original-Prospekts wie folgt ersetzt: 

„Der Emittent verfügt über eine Gesamtkapitalquote von 14,09% per 31.12.2020 (Eigenmittelquote bezogen 
auf das Gesamtrisiko).  

Es ist möglich, dass diese Quote für ein aus heutiger Sicht unabsehbares Ereignis nicht ausreichend sein 
kann.“ 

 

4. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ wird der Text in Punkt „2.1 Namen und Anschrift der 
Abschlussprüfer des Emittenten, die für den von den historischen Finanzinformationen abgedeckten 
Zeitraum zuständig waren (einschließlich der Angabe ihrer Mitgliedschaft in einer Berufsvereinigung):“ 
auf den Seiten 30f. wie folgt ersetzt: 

„Die nach den Vorschriften des UGB unter Berücksichtigung der Vorschriften des BWG und der europäischen 
Verordnungen und Richtlinien erstellten Jahresabschlüsse für die Geschäftsjahre 2017, 2018, 2019 und 2020 
sind als Anhänge ./B bis ./D sowie ./H beigefügt und wurden von den folgenden verantwortlichen Prüfern 
geprüft und jeweils mit uneingeschränkten Bestätigungsvermerken versehen. 

Die Prüfer waren 

für das Jahr 2017 Dr. Michael Groth (ÖGV), 

für das Jahr 2018 Mag. Oliver Gruber und Mag. Bernd Spohn (BDO), 

für die Jahre 2019 und 2020 Mag. Oliver Gruber und Dr. Andreas Staribacher (PKF). 



4 

 

 

Die Prüfer des Jahres 2017 wurden vom Österreichischen Genossenschaftsverband (ÖGV), Löwelstraße 
14-16, 1013 Wien, als mit der Prüfung betrauten Gesellschaft, bestellt. Das Geschäftsjahr 2017 wurde vom 
Österreichischen Genossenschaftsverband (ÖGV) geprüft (Anhang ./D). 

Der ÖGV ist ein Mitglied der Vereinigung Österreichischer Revisionsverbände, mit dem Sitz in Wien und der 
Geschäftsanschrift Löwelstraße 14 - 16, 1013 Wien.  

Die Abschlussprüfer des Jahres 2018, die BDO Austria GmbH., Am Belvedere 4, 1100 Wien wurden vom 
COOPVERBAND – Revisionsverband Österreichischer Genossenschaften, mit 29.08.2018 als mit der 
Prüfung betraute Gesellschaft bestellt.  

Der COOPVERBAND ist Mitglied der Vereinigung Österreichischer Revisionsverbände, mit dem Sitz in Wien 
und der Geschäftsanschrift Döblinger Hauptstraße 54, 1190 Wien. 

Das Geschäftsjahr 2018 sowie die Eigenkapitalveränderungsrechnung sowie die Kapitalflussrechnung für 
die Geschäftsjahre 2017 und 2018 wurden von der BDO Austria GmbH, 1010 Wien, Am Belvedere 4, geprüft 
(Anhänge ./C, ./E und ./F). Die BDO Austria GmbH ist Mitglied der Kammer der Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer. 

Die Abschlussprüfer der Jahres 2019 und 2020, die PKF Centurion Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mbH, 
Hegelgasse 8, 1010 Wien wurden vom COOPVERBAND – Revisionsverband Österreichischer 
Genossenschaften, mit 16.09.2019 bzw. 27.05.2020 als mit der Prüfung betraute Gesellschaft bestellt.  

Die Geschäftsjahre 2019 und 2020 sowie die Eigenkapitalveränderungsrechnung sowie die 
Kapitalflussrechnung für die Geschäftsjahre 2019 und 2020 wurden von der PKF Centurion 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mbH geprüft (Anhänge ./B und ./G bis ./I). Die PKF Centurion 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mbH ist Mitglied der Kammer der Steuerberater und Wirtschaftsprüfer. 

 

5. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ wird in Punkt „5.2. Wichtigste Märkte einschließlich 
einer Aufschlüsselung der Gesamtumsätze nach Art der Tätigkeit und geographischem Markt für jedes 
Geschäftsjahr innerhalb des Zeitraums der vom historischen Zeitraum abgedeckt wird“ auf Seite 33 die 
Tabelle wie folgt ersetzt: 

 

Geschäftsfelder 
(Auszug) 

Kreditgeschäft 
(Zinsen u. 

ähnlich 
Erträge 

in % der 
Betriebs 
erträge 

Einlagengeschäft 
(Zinsen und 

ähnliche 
Aufwendungen) 

in % der 
Betriebs 
erträge 

Provisions 
geschäft 

(Provisionssaldo) 

in % der 
Betriebs 
erträge 

hievon 
Wertpapier 
geschäft  

in % der 
Betriebs 
erträge 

Betriebserträge 

               

Jahr 2017 10.348.596,77 83,92% -1.655.736,13 -13,43% 3.006.677,10 24,38% 443.613,33 3,60% 12 332 098,42 

 .  .  .  .    

Jahr 2018 9.951.085,88 83,63% -1.558.071,32 -13,09% 2.982.137,13 25,06% 401.360,24 3,37% 11 898 681,56 

          

Jahr 2019 9.937.963,59 78,87% -1.339.177,56 -10,63% 3.285.342,97 26,07% 487.769,16 3,87% 12 600 715,39 

          

Jahr 2020 9.735.910,51 74,88% -751.576,68 -5,78% 3.470.872,75 26,69% 644.463,56 4,96% 13 002 532,18 

Quelle: Eigene Berechnungen des Emittenten, basierend auf den geprüften Jahresabschlüssen von 2020, 2019, 2018 
und 2017, siehe Anhänge ./B bis ./D sowie ./H.)“   

 

6. In Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden die Angaben in Punkt „6.2 Liste der 
wichtigsten Tochtergesellschaften des Emittenten, einschließlich Name, Land der Gründung oder des 
Sitzes, Anteil an Beteiligungsrechten und – falls nicht identisch – Anteil der gehaltenen Stimmrechte“ auf 
Seite 35 des Original-Prospekts durch folgende Angaben ersetzt: 

„Die einzige Tochtergesellschaft (direkte oder indirekte Beteiligung von mehr als 25,00 %) des Emittenten ist 
in der nachstehenden Tabelle dargestellt: 
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(Quelle: Anhang geprüfter Jahresabschluss 2020 des Emittenten; siehe Anhang ./H.)“ 

 

7. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden die Angaben in Punkt „7.1 Finanzlage“ auf 
den Seiten 35ff. des Original-Prospekts wie folgt ersetzt: 

„Die wichtigsten Kennzahlen aus der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung des Emittenten sind in 
den nachstehenden verkürzten Übersichten dargestellt. Weiterführende Angaben ergeben sich aus den 
Lageberichten zu den geprüften Jahresabschlüssen des Emittenten in den Anhängen /.B bis ./D sowie ./H.. 

Kennzahlen 2020 2019 2018 2017 

         
AKTIVA         

         
Forderungen an Kunden 381.758.027,16 372.349.396,98 367.165.156,67 362.692.604,36 

     
Sonstige Aktiva 164.935.693,85 172.555.369,24 144.117.701,81 128.699.066,82 

     
Bilanzsumme 546.693.721,01 544.904.766,22 511.282.858,48 491.391.671,18 

     

     
PASSIVA     

     

Verbindlichkeiten gegenüber 
Kunden 469.012.783,94 456.805.753,25 429.351.137,42 403.865.653,51 

     
Verbriefte Verbindlichkeiten 17.261.391,17 16.256.023,93 14.752.644,20 14.209.700,00 

     
Nachrangige Verbindlichkeiten 0,00 0,00 0,00 0,00 

     
Ergänzungskapital 0,00 0,00 0,00 0,00 

     
Gezeichnetes Kapital gesamt * 2.602.329,26 2.610.665,26 2.732.985,26 2.730.313,26 
hievon     

Genossenschaftskapital ** 1.266.752,00 1.275.088,00 1.397.408,00 1.394.736,00 

und     

Partizipationskapital *** 1.335.577,26 1.335.577,26 1.335.577,26 1.335.577,26 

hievon     

Ergänzungskapital gemäß Teil 2 Titel 1 
Kapitel 4 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 1.144.739,76 1.144.739,76 1.144.739,76 1.144.739,76 

Instrumente ohne Stimmrechte gemäß 
§ 26a BWG 190.837,50 190.837,50 190.837,50 190.837,50 

     

Kapital-/Gewinn-/Haftrücklage, 
Bilanzgewinn, Fonds für allgemeine 
Bankrisiken 35.019.003,25 34.976.291,56 34.388.742,58 33.348.637,29 

     
Sonstige Passiva 22.798.213,39 34.256.032,22 30.057.349,02 37.237.367,12 

     

     
Bilanzsumme 546.693.721,01 544.904.766,22 511.282.858,48 491.391.671,18 

 
Unternehmen 

 
Unternehmenssitz / 

  Gründung    

Beteiligungen 
direkt 

Beteiligungen 
indirekt 

Osttiroler Wirtschaftspark GesmbH Lienz/Österreich 56,28 % - 



6 

 

 

Eigene ergänzende Darstellungen des Emittenten mit den Werten: *gesamtes gezeichnetes Kapital; **hievon gezeichnetes Kapital 
"Genossenschaftskapital"; ***hievon gezeichnetes Kapital "Partizipationskapital gesamt" (siehe auch FN 2 zu Tabelle „Eigenmittel 
des Emittenten“ unten Pkt. 8.1. 

 

Kennzahlen 2020 2019 2018 2017 

         
Nettozinsertrag 8.984.333,83 8.598.786,03 8.393.014,56 8.692.860,64 

     
Betriebserträge 13.002.532,18 12.600.715,39 11.898.681,56 12.332.098,42 

     
Betriebsaufwendungen -11.463.545,84 -11.163.935,72 -10.730.163,10 -10.076.745,28 

     
Betriebsergebnis 1.538.986,34 1.436.779,67 1.168.518,46 2.255.353,14 

     

Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit 343.471,85 1.125.122,75 844.773,79 1.241.895,21 

     

CIR 88,16% 88,60% 90,18% 81,71% 

„ 

 

8. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden die Angaben in Punkt „7.2.2 Falls der 
Jahresabschluss wesentliche Veränderungen bei den Nettoumsätzen oder den Nettoerträgen ausweist, 
sind die Gründe für derlei Veränderungen in einer ausführlichen Erläuterung darzulegen.“ auf den Seiten 
38f. des Original-Prospekts wie folgt ergänzt: 

„2020: Die Ertragslage konnte im Jahr 2020 verbessert werden. So stieg das Betriebsergebnis um 7,1% oder 
102 T€ auf € 1,54 Mio. Die Gründe für die positive Entwicklung dafür lagen sowohl in der Verbesserung des 
Nettozinsertrages um 4,1% als auch in der Verbesserung des Provisionssaldos um 5,7% im Vergleich zum 
Vorjahr. Die höheren allgemeinen Verwaltungsaufwendungen resultieren vor allem aus gestiegenen 
Sachaufwendungen im Bereich des Rechenzentrums (ARZ). Die gestiegenen Personalaufwendungen 
resultieren aus kollektivvertraglichen Erhöhungen und der Anpassung des Rechenzinssatzes für 
Personalrückstellungen. 

Der Kosten-/Ertragskoeffizient errechnete sich zum Jahresultimo mit 88,2% und hat sich gegenüber dem 
Vorjahreswert von 88,6% nur geringfügig verbessert. 
 
Nach Berücksichtigung des Bewertungs- und Veräußerungsergebnisses wurde ein Ergebnis der 
gewöhnlichen Geschäftstätigkeit von € 0,3 Mio. ausgewiesen, dies entspricht einem Rückgang gegenüber 
dem Vorjahr von 69,5%. Der Ergebnisrückgang ist insbesondere auf erhöhte Risikovorsorgen im 
Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie zurückzuführen.“ 

 

9. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden die Angaben in Punkt „8.1. Angaben über die 
Kapitalausstattung des Emittenten (sowohl kurz- als auch langfristig)“ auf den Seiten 39ff. des Original-
Prospekts wie folgt ersetzt: 

 
 
Fremdkapital in EUR 31.12.2020 31.12.2019 31.12.2018 31.12.2017 

         
Summe Verbindlichkeiten 
(kurzfristig) 336.579.666,87 312.633.558,63 289.477.536,38 276.317.730,72 

     
hievon täglich fällig 265.947.512,49 219.845.080,97 176.431.978,57 162.064.638,82 
Restlaufzeiten bis 1 Jahr 70.632.154,38 92.788.477,66 113.045.557,81 114.253.091,90 

     



7 

 

 
 
Eigenkapitalveränderungsrechnung 

 

  

Genossensch
aftskapital 1) 

Partizipatio
nskapital 2) 

Kapital 
rücklagen 

Gewinn 
rücklagen 

Haft-
rücklagen 

Fonds für 
allgemeine 
Bankrisiken 

Bilanz-
gewinn 

Summe 
Eigenkapital 

3) 
Stand am 
01.01.2017   1.353.077,00 1.335.577,26 6.841.211,00 18.296.421,80 5.254.532,45 2.400.000,00 502.695,45 35.983.514,96 

          

Zugang  64.792,00 0,00 0,00 286.963,28 0,00 0,00 0,00 351.755,28 

Abgang  -23.133,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -282.939,39 -306.072,39 

Ausschüttung  0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -219.756,06 -219.756,06 

Umgründung   0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Jahresüberschuss  0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 269.508,76 269.508,76 

          

Veränderung   41.659,00 0,00 0,00 286.963,28 0,00 0,00 -233.186,69 95.435,59 

          

Stand am 31.12.2017 1 394 736,00 1.335.577,26 6.841.211,00 18.583.385,08 5.254.532,45 2.400.000,00 269.508,76 36.078.950,55 

          

Stand am 
01.01.2018   1.394.736,00 1.335.577,26 6.841.211,00 18.583.385,08 5.254.532,45 2.400.000,00 269.508,76 36.078.950,55 

  . . . . . . .   

Zugang  65.272,00 0,00 0,00 886.656,01 0,00 0,00 0,00 951.928,01 

Abgang  -62.600,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -48.297,61 -110.897,61 

Ausschüttung  0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -221.211,15 -221.211,15 

Umgründung   0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Jahresüberschuss  0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 422.958,04 422.958,04 

          

Veränderung   2.672,00 0,00 0,00 886.656,01 0,00 0,00 153.449,28 1.042.777,29 

          

Stand am 31.12.2018 1 397 408,00 1.335.577,26 6.841.211,00 19.470.041,09 5.254.532,45 2.400.000,00 422.958,04 37.121.727,84 

          

Stand am 
01.01.2019   1.397.408,00 1.335.577,26 6.841.211,00 19.470.041,09 5.254.532,45 2.400.000,00 422.958,04 37.121.727,84 

  . . . . . . .   

Zugang  17.984,00 0,00 0,00 483.938,00 0,00 250.000,00 0,00 751.922,00 

Abgang  -140.304,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -201.280,61 -341.584,61 

Summe Verbindlichkeiten 
(langfristig) 169.292.470,85 191.763.243,89 181.722.577,32 175.704.905,11 

     
hievon Restlaufzeit mehr als 1 Jahr 169.292.470,85 191.763.243,89 181.722.577,32 175.704.905,11 

     
Gesamt 505.872.137,72 504.396.802,52 471.200.113,70 452.022.635,83 

     
Eigenkapital in EUR 31.12.2020 31.12.2019 31.12.2018 31.12.2017 

     
sonstiges Eigenkapital* 35.019.003,25 34.976.291,56 34.388.742,58 33.348.637,29 
Genossenschaftskapital 1.266.752,00 1.275.088,00 1.397.408,00 1.394.736,00 
Partizipationskapital 1.335.577,26 1.335.577,26 1.335.577,26 1.335.577,26 
Summe Eigenkapital 37.621.332,51 37.586.956,82 37.121.727,84 36.078.950,55 
Quelle: Eigene Berechnungen des Emittenten auf Basis der Jahresabschlüsse 2020, 2019, 2018 und 2017; siehe 
Anhänge ./B bis ./D sowie ./H 
 
*Die Summe "sonstiges" Eigenkapital errechnet sich aus der Summe der Kapitalrücklagen, der Gewinnrücklagen, 
der Haftrücklage, dem Bilanzgewinn, dem Fonds für allgemeine Bankrisiken, ohne Genossenschaftskapital und 
ohne Partizipationskapital. 
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Ausschüttung  0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -221.677,43 -221.677,43 

Umgründung   0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Jahresüberschuss  0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 276.569,02 276.569,02 

          

Veränderung   -122.320,00 0,00 0,00 483.938,00 0,00 250.000,00 -146.389,02 465.228,98 

          

Stand am 31.12.2019 1 275 088,00 1.335.577,26 6.841.211,00 19.953.979,09 5.254.532,45 2.650.000,00 276.569,02 37.586.956,82 

         

Stand am 01.01.2020 1.275.088,00 1.335.577,26 6.841.211,00 19.953.979,09 5.254.532,45 2.650.000,00 276.569,02 37.586.956,82 

         

Zugang 10.560,00 0,00 0,00 102.156,65 0,00 0,00 0,00 112.716,65 

Abgang -18.896,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -89.144,02 -108.040,02 

Ausschüttung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -187.425,00 -187.425,00 

Umgründung  0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Jahresüberschuss 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 217.124,06 217.124,06 

         

Veränderung -8.336,00 0,00 0,00 102.156,65 0,00 0,00 -59.444,96 34.375,69 

         

Stand am 31.12.2020 1.266.752,00 1.335.577,26 6.841.211,00 20.056.135,74 5.254.532,45 2.650.000,00 217.124,06 37.621.332,51 

 

1) Hinweis: Darstellung der Geschäftsanteilsentwicklung in den Anhängen beziehen sich auf Zeichnungen und Kündigungen von Geschäftsanteilen. 
Auszahlungen erfolgen jedoch erst nach Ablauf der Frist gem. § 79 GenG. 

2) Das Partizipationskapital setzt sich zusammen aus 190 TEUR Instrumente ohne Stimmrecht gemäß § 26a BWG (Position 2.8b) und 1.145 TEUR 
Ergänzungskapital gemäß Teil 2 Titel I Kapitel 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (Position 2.7). 

3) Das unternehmensrechtliche Eigenkapital errechnet sich aus der Summe des Genossenschaftskapitals, des Partizipationskapitals, der 
Kapitalrücklagen, der Gewinnrücklagen, der Haftrücklage, dem Fonds für allgemeine Bankrisiken und dem Bilanzgewinn. 

(Quelle: Eigene Berechnungen des Emittenten, basierend auf den geprüften Jahresabschlüssen 2020, 2019, 2018 und 2017; siehe Anhänge ./B bis 
./D sowie ./H. Zur Bestätigung des Abschlussprüfers siehe Anhänge./E, ./F, ./G und ./I. 

 

Eigenmittel des Emittenten 

Die nachfolgende Tabelle zeigt eine zusammenfassende Aufstellung der Eigenmittelausstattung des 
Emittenten für die Geschäftsjahre 2020, 2019, 2018 und 2017. Die Eigenmittelausstattung des Emittenten 
sind nach den aufsichtsrechtlichen Bestimmungen der CRR anrechenbaren Eigenmittel, und ist daher nicht 
notwendigerweise mit den Angaben zum Eigenkapital (nach bilanzrechtlichen Vorschriften) deckungsgleich. 
Wesentliche Unterschiede sind in den jeweiligen Fußnoten erläutert. 

Eigenmittel in EUR 31.12.2020 31.12.2019 31.12.2018 31.12.2017 
         
Gezeichnetes Kapital* 1.864.016,13 2.097.800,05 2.331.583,96 2.565.367,88 

hievon     

Genossenschaftskapital 1.266.752,00 1.275.088,00 1.397.408,00 1.394.736,00 

hievon     

Korrekturposten und Abzüge -46.214,79 -39.810,02 -151.543,23 -164.945,38 

und     

Partizipationskapital ** 643.478,92 862.522,07 1.085.719,19 1.335.577,26 

hievon     
Ergänzungskapital gemäß Teil 2 Titel 
1 Kapitel 4 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013  

 
 

452.641,42 671.684,57 894.881,69 1.144.739,76 

Instrumente ohne Stimmrechte gemäß 
§ 26a BWG 

 
190.837,50 190.837,50 190.837,50 190.837,50 

hievon     

Korrekturposten und Abzüge 0,00 0,00 0,00 0,00 

      
Kapitalrücklagen 6.841.211,00 6.841.211,00 6.841.211,00 6.841.211,00 
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Gewinnrücklagen 20.056.135,74 19.953.979,09 19.470.041,09 18.583.385,08 
      
Haftrücklagen 5.254.532,45 5.254.532,45 5.254.532,45 5.254.532,45 
      
Fonds für allgemeine Bankrisiken 2.650.000,00 2.650.000,00 2.400.000,00 2.400.000,00 
      

Abzugsposten gem. Art.36 (1) lit c 
CRR (aktive latente Steuern)*** 

 
-644.942,84 -803.592,14 -1.094.189,81 -1.118.466,36 

      
sonstige Abzüge vom CET1 -245.996,00 -258.569,00 -258.188,00 -359.481,00 
      

Summe CET 1 35.774.956,48 35.735.361,45 34.944.990,69 34.166.549,05 

      
AT1 0,00 0,00 0,00 0,00 
      
Summe AT1 0,00 0,00 0,00 0,00 

      
Kernkapital gesamt (CET1 + 
AT1) 

 
35.774.956,48 35.735.361,45 34.944.990,69 34.166.549,05 

      

sonstiges anrechenbares 
Ergänzungskapital (T2) 

 
1.903.845,54 2.283.398,43 2.662.951,32 3.134.663,46 

      
Abzüge vom T2 -452.641,42 -671.673,35 -894.881,69 -1.144.739,76 
      
Summe T2 1.451.204,12 1.611.725,08 1.768.069,63 1.989.923,70 

      

Anrechenbare Eigenmittel 
gesamt (TC) 

 
37.226.160,60 37.347.086,53 36.713.060,32 36.156.472,75 

     

     

Kennzahlen in EUR 2020 2019 2018 2017 

     
Erforderliche Eigenmittel 21.137.794,53 21.685.963,40 20.576.332,42 20.341.038,22 

     
Eigenmittel des Emittenten 37.226.160,60 37.347.086,53 36.713.060,32 36.156.472,75 

Quelle: Geprüfte Jahresabschlüsse 2020, 2019, 2018 und 2017, sowie eigene Berechnungen des Emittenten. Auf Grund der regulatorischen 
Änderungen von Basel II auf Basel III, wurden einheitliche Bezeichnungen in den Tabellen gewählt. 

*Die Angaben zum gezeichneten Kapital sind in den Jahren 2017-2020 nicht mit den Beträgen zu Pkt. 7.1 und den Darstellungen der 

EK-Veränderungsrechnung ident. 

Die Unterschiede ergeben sich aufgrund von regulatorisch erforderlichen Abzugsposten für die Anrechenbarkeit des gezeichneten Kapitals als 
Eigenmittel. 

** Die Differenz in den Jahren 2018 und 2019 der Position „Partizipationskapital“ in dieser Tabelle verglichen mit der Tabelle oben Seite 41f. zur 
Eigenkapitalveränderungsrechnung ergibt sich aus der aufsichtsrechtlichen Pflicht nach CRR, derzeit noch als hartes Eigenkapital (CET1) 
berücksichtigungsfähiges Partizipationskapital bis Ende 2021 sukzessive als ergänzendes Eigenkapital (T2) zu verwenden. Die Höhe des 
gezeichneten Partizipationskapitals bleibt aber aufrecht: Das Nominale EUR 1.144.739,76 muss, beginnend mit dem Geschäftsjahr 2013, sukzessive 
vom harten Kernkapital (CET1) in das ergänzende Eigenkapital (T2) umgeschichtet werden (bis spätestens zum Jahr 2022). Die EUR 1.144.739,76 
bleiben ab 2022 aber weiterhin gem. Art. 63 CRR als ergänzende Eigenmittel (T2) anrechenbar.  

***Der Abzugsposten vom harten Kernkapital in Höhe von 644,9 TEUR betrifft aktivierte latente Steuern auf Verlustvorträge, die nicht unter die 
Begünstigung der Schwellenregelung des Artikel 48 der Verordnung 575/2013 fallen. Zum 31.12.2016 wurde erstmalig vom Wahlrecht gemäß § 198 
Abs. 9 UGB Gebrauch gemacht und die aktiven latenten Steuern auf steuerliche Ansprüche aus steuerlichen Verlustvorträgen angesetzt. 

 

 

10. Im Abschnitt „III.EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden die Angaben in Punkt „8.2 Erläuterung der 
Quellen und der Beträge des Kapitalflusses des Emittenten und eine ausführliche Darstellung dieser 
Posten“ auf Seite 42f. des Original-Prospekts wie folgt ersetzt: 
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Kapitalflussrechnung (in EUR) 2020 2019 2018 2017 

          

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 343.471,85 1.125.122,75 844.773,79 1.241.895,21 

      

im Jahresüberschuss enthaltene zahlungs-
unwirksame Posten 

    

      

Abschreibungen und Zuschreibungen auf Sach-
anlagen und immaterielle Vermögensgegenstände 

597.633,08 559.346,06 555.833,34 573.056,86 

Dotierung und Auflösung von Risikovorsorgen -848.131,14 -344.577,78 195.057,50 -515.527,65 

Abschreibungen und Zuschreibungen auf Finanz-
anlagen 

397.905,36 92.621,91 605.876,53 423.634,68 

Erträge aus der Veräußerung von Sachanlagen -32.203,04 0,00 -26.253,40 -159.055,72 

Erträge aus der Veräußerung von Finanzanlagen 38.712,51 -66.692,87 -32.683,36 118.274,10 

      

Cash-Flow aus dem Ergebnis  497.388,62 1.365.820,07 2.142.604,40 1.682.277,48 

      

Veränderung des Vermögens und der 
Verbindlichkeiten aus operativer Geschäftstätigkeit 
nach Korrektur um zahlungsunwirksame Bestandteile 

    

      

Forderungen an Kreditinstitute -643.087,48 -6.544.239,00 -834.504,86 387.600,55 

Forderungen an Kunden -8.560.600,38 -4.839.767,65 -4.667.737,85 4.779.357,44 

sonstige Aktiva 399.214,81 855.062,64 -1.188.014,37 -183.007,53 

Rechnungsabgrenzungen Aktiv 15.718,81 64.807,86 83.883,99 48.044,80 

Verbindlichkeiten ggü Kreditinstituten -11.808.378,47 4.380.181,31 -6.739.632,93 -5.299.954,72 

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 12.207.030,69 27.454.615,83 25.485.483,91 24.560.302,89 

Verbriefte Verbindlichkeiten 1.005.367,24 1.503.379,73 542.944,20 3.814.000,00 

sonstige Passiva 71.315,74 -141.488,05 -111.317,31 -424.799,80 

Rechnungsabgrenzungen Passiv -1.397,13 -1.648,82 5.504,44 -2.326,58 

Zinsabgrenzungen in Wertpapieren 47.629,31 -60.242,07 118.730,02 34.534,73 

Rückstellungen 280.641,03 -38.361,24 1.859,10 -156.320,37 

Zahlungen aus Steuern -113.335,16 -315.896,34 416.542,65 -968.362,56 

Steuerrückstellung samt latente Steuern 17.646,69 167.926,31 -803.112,61 908.160,52 
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Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit -6.584.845,68 23.850.150,58 14.453.232,78 29.179.506,85 

      

Mittelzufluss aus der Veräußerung bzw. Tilgung von     

      Wertpapieren** 3.150.337,00 3.609.088,37 3.773.828,80 12.379.538,54 

      Beteiligungen 0,00 0,00 0,00 0,00 

      Sachanlagen 32.203,04 2.407,00 27.300,40 278.190,41 

Mittelabfluss durch Investitionen in     

      Wertpapieren** -2.498.044,52 -15.542.112,65 -5.867.623,03 -17.366.885,99 

      Beteiligungen -10.000,00 -10.000,00 -10.000,00 -11.000,00 

      Sachanlagen -367.878,08 -277.597,06 -193.106,34 -264.883,26 

      

Cash-Flow aus Investitionstätigkeit 306.617,44 -12.218.214,34 -2.269.600,17 -4.985.040,30 

      

Genossenschaftskapital -8.336,00 -122.320,00 2.672,00 41.659,00 

Partizipationskapital 0 0 0 0 

Veränderung Nachrangkapital 0 0 0 0 

Dividendenzahlungen -187.425,00 -221.677,43 -221.211,15 -219.756,06 

Veränderungen Ergänzungskapital 0 0 0 0 

sonstige Veränderungen 0 0 0 0 

      

Cash-Flow aus Finanzierungstätigkeit -195.761,00 -343.997,43 -218.539,15 -178.097,06 

      

Zahlungsmittelbestand zum Ende der Vorperiode 82.925.868,52 71.637.929,71 59.672.836,25 35.656.466,76 

Cash-Flow aus operativer Geschäftstätigkeit -6.584.845,68 23.850.150,58 14.453.232,78 29.179.506,85 

Cash-Flow aus Investitionstätigkeit 306.617,44 -12.218.214,34 -2.269.600,17 -4.985.040,30 

Cash-Flow aus Finanzierungstätigkeit -195.761,00 -343.997,43 -218.539,15 -178.097,06 

Zahlungsmittelbestand zum Ende der Periode 76.451.879,28 82.925.868,52 71.637.929,71 59.672.836,25 

(Kassenbestand, Guthaben bei Zentralnotenbanken und Postgiroämtern) 

Quelle: Eigene Berechnung des Emittenten. 

* Die wesentlichen Veränderungen der Position "Cash-Flow aus Investitionen" erfolgten in den Wertpapieren: In 2017 kam es zu Tilgungen in Höhe 
von ca. 12,4 Mio EUR und Wiederveranlagungen und Neukauf in Höhe von ca. 17,4 Mio EUR für die Eigen-veranlagung. 

Im Jahr 2018 standen Tilgungen von ca. 3,7 Mio EUR Käufen von Wertpapieren in Höhe von ca. 5,9 Mio EUR gegenüber. Im Geschäftsjahr 2019 
kam es zu Tilgungen von 3,6 Mio EUR und zu einem nochmals stark erhöhten Nachkauf von Wertpapieren in Höhe von ca. 15,5 Mio EUR.  Neben 
der Strategie des Emittenten, OeNB Einlagen zu verringern, kann der Fokus im Nachkauf und Erhöhung des eigenen Wertpapierdepots auch auf die 
sehr gute Liquiditätsausstattung zurückgeführt werden. 

** Im Ausweis sind auch WP des Umlaufvermögens enthalten die der Liquiditätsreserve gewidmet sind, da diese nicht in Veräußerungsabsicht 



12 

 

gehalten werden und somit nicht der laufenden Geschäftstätigkeit zu zurechnen sind. Zur Bestätigung des Abschlussprüfers siehe Bericht über die 
Prüfung der Kapitalflussrechnung für die Geschäftsjahre 2020, 2019, 2018 und 2017, Anhänge ./E bis /G. sowie ./I.“ 

 

11. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ wird am Ende von Punkt „8.3. Angaben über den 
Fremdfinanzierungsbedarf und die Finanzierungsstruktur des Emittenten“ auf der Seite 44 des Original-
Prospekts die bestehende Tabelle durch die folgenden Angaben ersetzt:  

„ 

Die folgende Tabelle zeigt eine Gliederung der nicht täglich fälligen Verpflichtungen des 
Emittenten gegenüber Kreditinstituten und Nichtbanken per 31.12.2020 nach Restlaufzeiten: 

 

in EUR 
bis 3 Monate 

(ohne tgl. fällig) 

mehr als 3 
Monate bis 1 

Jahr 
mehr als 1 Jahr 

bis 5 Jahre 
mehr als 5 

Jahre Summen 

          
Verbindlichkeiten 
gegenüber 
Kreditinstituten 1.185.864,50 3.777.263,47 3.500.000,00 10.294.117,67 18.757.245,64 

      
Verbindlichkeiten 
gegenüber Kunden 20.282.170,19 41.125.163,49 82.487.573,60 62.116.637,76 206.011.545,04 

      
Verbriefte 
Verbindlichkeiten 2.867.249,35 0,00 13.981.861,18 412.280,64 17.261.391,17 

      
sonstige 
Verbindlichkeiten 0,00 761.692,73 0,00 0,00 761.692,73 

      

      
Gesamt 24.335.284,04 45.664.119,69 99.969.434,78 72.823.036,07 242.791.874,58 

(Quelle: Geprüfter Jahresabschluss 2020 des Emittenten, sowie eigene Berechnungen des Emittenten; siehe Anhang ./H).“ 

  

 

12. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ wird in Pkt.11.1.1, Seite 46, die bestehende Tabelle 
durch die folgende Tabelle ersetzt: 

 

Name Funktion  sonstige Funktionen seit 
01.01.2016 

berufliche Erfahrung 

Dir. Mag. 
Hansjörg 
Mattersberger 

VST-
Vorsitzender 

Österreichisches Rotes Kreuz, 
Landesverband Tirol, 
Bezirksstelle Osttirol / Verein 
(1. Bezirksstellenleiter-
Stellvertreter; Referent für 
Finanzen und Wirtschaft) 

Tourismusverband Osttirol 
(Aufsichtsratsvorsitzender) 

REGIONSMANAGEMENT 
OSTTIROL / Verein (Vorstand - 
Kassier) 

Geschäftsleiter des Emittenten ab 
01.09.1998 und Vorstand seit 29.06.2006 
 
Studium der Betriebswirtschaft 
(Uni-Innsbruck) (1996) 
 
Geschäftsleiterqualifikation und -
ausbildung (Volksbanken Akademie) 
(2000) 
 
Umfassende laufende Aus- und 
Weiterbildung im Bankwesen 
 
Fit & Proper Schulung für Führungs- und 
Schlüsselkräfte (2018) 
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Osttirol für JALIMO / 
Mondikolok, Lienz | Verein 
(Kassier) (nicht aktiv) 

Fachliche Eignung des Vorstandes durch 
die Fit & Proper Policy (Stand 2020) = 
Umfassend 

    

Dir. Mag. 
Wolfgang 
Winkler 

VST-
Vorsitzender-
Stellv. 

keine Vorstand des Emittenten seit 01.01.2009 
 
Studium der Allgemeinen und der 
funktionalen Betriebswirtschaftslehre in 
Fachgebieten Marketing und 
Unternehmensführung sowie 
Bankbetriebslehre (Uni-Innsbruck) (1989) 
 
Geschäftsleiterqualifikation und -
ausbildung (Volksbanken Akademie) 
(2011) 
 
Tätigkeiten: 
Raiffeisenlandesbank Kärnten 
Raiffeisenbank Oberdrautal-Weissensee 
(1991-1995) 
Geschäftsleiter der Raiffeisenbank 
Oberdrautal-Weissensee (1995-2000) 
Kärntner Sparkasse AG (2000-2007) 
BKS Bank AG – GS Villach (2007-2008) 
DolomitenBank seit 11.2008 
 
Umfassende laufende Aus- und 
Weiterbildung im Bankwesen 
 
Fit & Proper Schulung für Führungs- und 
Schlüsselkräfte (2018) 
 
Fachliche Eignung des Vorstandes durch 
die Fit & Proper Policy (Stand 2020) = 
Umfassend 

 

13. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ wird in Pkt.11.1.2, Seiten 47 ff., die bestehende 
Tabelle durch die folgende Tabelle ersetzt: 
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Name Funktion  sonstige Funktionen seit 
01.01.2016 

berufliche Erfahrung 

Poppeller 
Karl, Mag. 

AR-Vorsitzender 
(seit 21.12.2020). 

Gemeinde Ainet Immobilien KG 
(Kommanditist) 
 

Mitglied des Aufsichtsrates seit 
13.06.2013 

Studium der Betriebswirtschaft 

Tätigkeiten: 

Mitarbeiter Finanzierungs- 
Garantiegesellschaft (heute AWS) 

Selbständiger Unternehmensberater 

Vorstand der Felbertauernstraße 
Aktiengesellschaft 

Bürgermeister der Gemeinde Ainet in 
Osttirol 

Fit & Proper Schulung für Aufsichtsräte 
(2018) 

 

Fachliche Eignung des Aufsichtsrates 
durch die Fit & Proper Policy (Stand 2020) 
= Umfassend 

  Osttiroler Investment GmbH 
(Geschäftsführer) 

 

 

    Felbertauernstraße-
Aktiengesellschaft (Vorstand) 

 
 

 

    Lienzer-Bergbahnen-
Aktiengesellschaft (Aufsichtsrat) 

 
 

 

    TIROLER VERSICHERUNG 
V.a.G. (Aufsichtsrat) 

 

Gemeindeverband 
Bezirkskrankenhaus Lienz  

 

(Vorstand n.d. Tiroler Gde. 
Verbandsgesetz) 

 

Waldgenossenschaft Iseltal 
registrierte Genossenschaft mit 
beschränkter Haftung 
(Aufsichtsrat-Vorsitzender) 

 

Tourismusverband Lienz 
(Aufsichtsrat) 

 
 

 

  Bergbahnen Kals am 
Großglockner GmbH 
(Geschäftsführer) (nicht aktiv) 
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  Bergbahnen Kals am 
Großglockner GmbH & Co. KG 
(Funktionsträger / Gesch.-Ltg) 
(nicht aktiv) 

 

 

  Verein zur Förderung der 
regionalen Entwicklung Osttirols / 
Verein (Obmann) (nicht aktiv)  

 

 

  Sozial- und Gesundheitssprengel 
Lienz Land (Kassier)  

 

 

Dobernik 
Bernhard, 
Mag. 

AR-Vorsitzender 
Stv. (seit 
21.12.2020) 

Dobernik & Prantl Steuerberatung 
GmbH (Gesellschafter und 
Geschäftsführer) 

 

Mitglied des Aufsichtsrates seit 
21.12.2020 

 

Studium der Internationalen 
Wirtschaftswissenschaften (Uni-
Innsbruck) (2002) 

 

Zinell & Madritsch Steuerberatungs- und 
WP GmbH (2002-2006) 

 

Dobernik & Prantl Steuerberatung GmbH 
(seit 2006) 

 

Tourismusverband Osttirol 

Leiter der Finanzabteilung | Controlling 
(seit 2011) 

 

Fit & Proper Schulung für Aufsichtsräte 
(2021) 

 

Fachliche Eignung des Aufsichtsrates 
durch die Fit & Proper Policy (Stand 2020) 
= Durchschnittlich-Umfassend 

 

 

Lederer 
Jakob 

AR-Vorsitzender 
Stv. 

Holzkraft Mauthen GmbH 
(Gesellschafter u. 
Geschäftsführer) 

Mitglied des Aufsichtsrates seit 
26.04.2014 

Aufsichtsrat in der Volksbank Gailtal eG 
vom 11.05.2009 bis 25.04.2014 

HTL für Holzwirtschaft in Kuchl (1986-
1992) 

Wirtschaftsuniversität Wien (1992-1993) 

Geschäftsführer der Jakob Lederer GmbH 
(seit 2009) 
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Fit & Proper Schulung für Aufsichtsräte 
(2018) 

 

Fachliche Eignung des Aufsichtsrates 
durch die Fit & Proper Policy (Stand 2020) 
= Umfassend 

    Jakob Lederer GmbH 
(Gesellschafter u. 
Geschäftsführer) 
 

 

    Obergailtaler Fernwärme 
Gesellschaft m.b.H. 
(Geschäftsführer) 
 

 

    Obergailtaler Fernwärme 
Gesellschaft m.b.H. & Co KG 
(Funktionsträger / Gesch.-Ltg) 
 

 

  Bergbahnen Kötschach-Mauthen 
Freizeitanlagen G.m.b.H. & Co KG 
(Kommanditist) (nicht aktiv) 

 

Aufsichtsrat des kirchlichen 
Rechtsträgers Bistum Gurk 

 

 

 

Karré 
Heinrich, 
Mag. 

AR 

 

Karre Rechtsanwalts GmbH 
(Gesellschafter u. 
Geschäftsführer) 

 

Verein UMMI GUMMI, Verein zur 
Förderung alternativer Kultur und 
Kommunikation, Lienz 

(Kassier Stellvertreter) 

Mitglied des Aufsichtsrates seit 
25.06.2009 

Studium der Rechtswissenschaften 
(Innsbruck) (1990-1995) 

Konzipient – Kanzlei Dr. Gernot Gasser 
(1997-2000) 

Rechtsanwaltsprüfung (2000) 

Türk & Karré Rechtsanwaltspartnerschaft 
Lienz (2001-2011) 

Karré Rechtsanwalts GmbH Kaprun seit 
2011 

Fit & Proper Schulung für Aufsichtsräte 
(2018) 

 

Fachliche Eignung des Aufsichtsrates 
durch die Fit & Proper Policy (Stand 2020) 
= Umfassend 

Köll Michael, 
DI (FH)  

AR 

 

Felbertauernstraße-
Aktiengesellschaft (Prokurist) 

Mitglied des Aufsichtsrates seit 
21.06.1994 

Kolleg für Bautechnik an der Technischen 
Bundes-Lehr- und Versuchsanstalt 
Mödling (1982-1984) 

Meisterkurs Baumeister (WIFI-Tirol) 
(2000-2001) 

Studienlehrgang Bauingenieurwesen 
Postgr. an der Hochschule für Technik, 
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Wirtschaft und Kunst in Leipzig (2008-
2010) 

Zertifizierter Sicherheitsbeauftragter bzw. 
Tunnelmanager – nach RABT am DMT in 
Dortmund (2007) 

Gruber Baukonstruktion GmbH, Zell a. 
See (1981-1982) 

Gruber Baukonstruktion GmbH, Zell a. 
See (1984-1991) 

Felbertauernstraße AG – Betriebsleiter 
(1991-2010) 

Felbertauernstraße AG, Technischer 
Leiter und Prokurist (seit 2010) 

Fit & Proper Schulung für Aufsichtsräte 
(2018) 

 

Fachliche Eignung des Aufsichtsrates 
durch die Fit & Proper Policy (Stand 2020) 
= Durchschnittlich-Umfassend 

 

Kristler 
Herbert, Ing. 
Dkfm. Dr. 

AR 

 

ALBIRO Ges.m.b.H. (Prokurist) Mitglied des Aufsichtsrates seit 
26.04.2014 

Aufsichtsrat in der Volksbank Gailtal eG 
vom 13.06.2005 bis 25.04.2014 

Höhere Bundes Lehr- und 
Versuchsanstalt für Textilindustrie, Wien 
(1982-1987) 

Studium der Wirtschaftswissenschaften, 
Finanzen- und Volkswirtschaft; Universität 
Hagen (1998-2002) 

High Potential – Job bei Firma Lederer & 
Schuh AG (Humanic), Graz (1988-1989) 

Schuhe Kristler Hermagor (Selbständig) 
(1989-2004) 

Gründer und Geschäftsführer 
Gesellschafter MBT Italia s.r.l. (2004-
2007) 

General Manager, MASAI ITALIA s.r.l. 
(2012-2018) 

Geschäftsführer (Administratore delegato) 
HELLA ITALIA s.r.l. (2012-2018) 

GOLDECK Textil GmbH  (2018-2020) 

ALBIRO Ges.m.b.H. (seit 2021 

Fit & Proper Schulung für Aufsichtsräte 
(2018) 

 

Fachliche Eignung des Aufsichtsrates 
durch die Fit & Proper Policy (Stand 2020) 
= Durchschnittlich-Umfassend 
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Lamprecht 
Werner 

AR 

 

keine Mitglied des Aufsichtsrates seit 
27.06.2000 

Hochschulkurs für Unternehmensführung 
(Berufsbegleitend) (1991-1992) 

Fa. Franz Lamprecht & Söhne OHG, 
Buchhalter (1975) 

Wirtschaftskammer Tirol, Bezirksstelle 
Lienz, Sachbearbeiter (1975) 

Wirtschaftskammer Tirol, Bezirksstelle 
Lienz, Referent (1976-2019) 

Fit & Proper Schulung für Aufsichtsräte 
(2018) 

 

Fachliche Eignung des Aufsichtsrates 
durch die Fit & Proper Policy (Stand 2020) 
= Durchschnittlich-Gering 

Nemmert 
Johannes DI 
Dr.  

AR Musikkapelle Thurn / Verein 
(Obmann) 

Mitglied des Aufsichtsrates seit 
21.12.2020 

Studium für Bauingenieurwesen (Uni-
Innsbruck) (2004) 

Studium der Technischen Wissenschaften 
(Uni-Innsbruck) (2007) 

Projektmitarbeiter Arbeitsbereich für 
Wasserbau (2001-2007) 

Projektleiter - Ingenieurbüro Passer und 
Partner ZT GmbH (2007-2010) 

Ziviltechnikerprüfung (2009) 

Amt der Tiroler Landesregierung (2010) 

Dienstprüfung Land Tirol (2011) 

Fachbereichsleiter Straßenbau 
Baubezirksamt Lienz (seit 2011) 

 

Fit & Proper Schulung für Aufsichtsräte 
(2021) 

 

Fachliche Eignung des Aufsichtsrates 
durch die Fit & Proper Policy (Stand 2020) 
= Durchschnittlich-Umfassend 

 

 

Neuschitzer 
Klaus, DI 
(FH) 

AR 

 

Infra Connect GmbH 
(Gesellschafter u. 
Geschäftsführer) 

 

Mitglied des Aufsichtsrates seit 
20.01.2016 

Aufsichtsrates in der Volksbank Gmünd 
eG vom 28.06.2006 bis 19.01.2016 

Fachhochschule Spittal/Drau (1998-2003) 

Baumeisterzertifikat (2004) 

NPG-bau Neuschitzer Gesellschaft m.b.H. 
(Geschäftsführer seit 2000) 
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NPG-bau Neuschitzer Gesellschaft m.b.H. 
& Co.KG (seit 2000) 

Frischbeton Gesellschaft m.b.H.(seit 
2000) 

Fit & Proper Schulung für Aufsichtsräte 
(2018) 

 

Fachliche Eignung des Aufsichtsrates 
durch die Fit & Proper Policy (Stand 2020) 
= Durchschnittlich-Umfassend 

 

 NPG - bau Neuschitzer 
Gesellschaft m.b.H. 
(Gesellschafter u. 
Geschäftsführer) 

 

 

  NPG - bau Neuschitzer 
Gesellschaft m.b.H. & Co. KG 
(Kommanditist, 
Funktionsträger/Gesch.-Ltg) 

 

 

  Frischbetonwerk Gesellschaft 
m.b.H. (Geschäftsführer) 

 

 

 

 

Energie-Beratungszentrum / 
Verein (Kassier) (nicht aktiv) 

 

Förderverein Gmünd Region 
Oberkärnten (Kassier) (nicht aktiv) 

 

Waldner 
Heimo jun., 
Mag. 

AR 

 

keine Mitglied des Aufsichtsrates seit 
26.04.2014 

Aufsichtsrates in der Volksbank Gailtal eG 
vom 17.05.2004 bis 25.04.2014 

Studium Betriebswirtschaftslehre (Uni 
Klagenfurt) (1985-1992) 

Forellenhof Waldner, Angestellter (1992-
2002) 

Gastwirt Aparthotel Forellenhof, 
selbständig (seit 2003) 

Fit & Proper Schulung für Aufsichtsräte 
(2018) 

 

Fachliche Eignung des Aufsichtsrates 
durch die Fit & Proper Policy (Stand 2020) 
= Umfassend 

Webhofer 
Franz, Dir. 

AR 

 

Musikkapelle Gaimberg / Verein 
(Obmann) 

Mitglied des Aufsichtsrates seit 
20.05.2010 
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Höhere Bundeslehranstalt für 
alpenländische Landwirtschaft, Raunberg 
(1988-1992) 

Universität f. Bodenkultur (2 Semester) 
(1992-1993) 

Lehramts- und Befähigungsprüfung d. 
land- und forstwirtschaftlich 
berufspädagogische Akademie, 
Agrarpädagogische Akademie Wien – 
Ober St. Veit (1993-1995) 

Stadtgemeinde Kufstein, 
Heimleiter/Verwalter (1996-2001) 

Gemeindeverband Bezirksaltenheime 
Lienz (Leiter seit 2001) 

Fit & Proper Schulung für Aufsichtsräte 
(2018) 

 

Fachliche Eignung des Aufsichtsrates 
durch die Fit & Proper Policy (Stand 2020) 
= Durchschnittlich-Umfassend 

 

  Arbeitsgemeinschaft Tiroler 
Altenheime / Verein (Schriftführer) 

 

  Gemeindeverband 
Bezirksaltenheime Lienz 
(Verbandsausschussmitglied) 

 

Gomig Leo, 
Dr. (bis 
21.12.2020) 

AR-Vorsitzender 
bis 21.12.2020 

Curatorium pro Agunto / Verein 
(Obmann)  

Gründungsmitglied (1971) 

AR-Vorsitzender von 27.06.1972 bis 
21.12.2021 

Studium der Rechtswissenschaften 
(1967) 

Abgeordneter zum Tiroler Landtag (1979-
1999) 

Obmann des Finanzausschusses des 
Tiroler Landtages (1989-1999) 

Obmann des Ausschusses für EU und 
Föderalismus (1989-1999) 

Leiter der Tiroler Wirtschaftskammer 
Bezirk Lienz (1968 - 2001) 

Pensionist (seit 2001) 

Fit & Proper Schulung für Aufsichtsräte 
(2018) 
 
Fachliche Eignung des Aufsichtsrates 
durch die Fit & Proper Policy (Stand 
2019) = Umfassend 
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14. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden die Angaben in Punkt „12.1. Betrag der 
gezahlten Vergütung (einschließlich etwaiger erfolgsgebundener oder nachträglicher Vergütungen) und 
Sachleistungen an Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats.“ auf der Seite 53 des Original-
Prospekts wie folgt ersetzt: 

 

Frey Walter 
jun., DI (bis 
21.12.2020) 

AR 
FREY VerwaltungsgmbH 
(Gesellschafter u. 
Geschäftsführer) 
 
Frey Metalltech GmbH 
(Gesellschafter u. Prokurist) 
 
Projektentwicklung "Am 
Hauptplatz" GmbH (Gesellschafter 
u. Prokurist) 
 
Bauunternehmung Dipl.Ing. Walter 
Frey GmbH (Geschäftsführer) 
 
Dolomit-Beton Lieferbetonwerk 
GmbH (Geschäftsführer) 
 
Nageler Frischbeton Gesellschaft 
m.b.H. 
(Geschäftsführer) 
 
Transportbetongesellschaft m.b.H. 
(Geschäftsführer) 
 
alpen.wohnen immobilien gmbh 
(Geschäftsführer) 
 
BNW Osttiroler 
Transportbetongesellschaft m.b.H. 
& Co. KG. 
(Funktionsträger/Gesch.-Ltg) 
 
Nageler Frischbeton Gesellschaft 
m.b.H. & Co. KG 
(Funktionsträger/Gesch.-Ltg) 
 
Ortner Wassertechnik GmbH 
(Prokurist) 
 
Lienzer Turnverein / Verein 
(Obfrau-Stv.) 
 
Verein der Förderer des BG/BRG 
Lienz (Obmann) (nicht aktiv) 

 

Mitglied des Aufsichtsrates von 
12.06.2012 bis 21.12.2021 

Studium Bauingenieur (TU-Wien) (1985-
1991) 

Msc. an der M.I.T. Boston, USA (1992-
1993) 

Baukoordinatorausbidlung (WIFI-Tirol) 
(2001) 

Bilfinger und Berger, Wiesbaden (1993-
1994) 

Hofmann & Maculan, Wien (1994-1995) 

Bauunternehmen DI Walter Frey GmbH 
seit 1995 

Fit & Proper Schulung für Aufsichtsräte 
(2018) 
 
Fachliche Eignung des Aufsichtsrates 
durch die Fit & Proper Policy (Stand 
2019) = Durchschnittlich-Umfassend 
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„Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats erhielten im Geschäftsjahr 2020 vom Emittenten Bezüge 
ausschließlich aufgrund ihrer Organfunktion bzw. im Rahmen ihres Dienstverhältnisses und abgesehen 
davon keine sonstigen Zahlungen. Die Gesamtbezüge des Vorstandes betrugen im Geschäftsjahr 2020 EUR 
266.468,29. 

Die Gesamtbezüge des Aufsichtsrates betrugen im Geschäftsjahr 2020 EUR 34.532,42.“ 

 

15. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden die Angaben in Punkt „12.2. Angabe der 
Gesamtbeträge, die von dem Emittenten oder ihren Tochtergesellschaften als Reserve oder 
Rückstellungen gebildet werden, um Pensions- und Rentenzahlungen vornehmen oder ähnliche 
Vergünstigungen auszahlen zu können.“ auf der Seite 54 des Original-Prospekts wie folgt ersetzt: 

 

Im Geschäftsjahr 2020 wurden EUR 0,00 für Abfertigungszahlungen aufgewendet. 

Abfertigungsrückstellungen mussten per 31.12.2020 in Höhe von EUR 76.964,00 gebildet werden. Weitere 
Rückstellungsdotierungen betreffen nicht konsumierte Urlaube und Jubiläumsgelder in Höhe von EUR 
46.110,00. Für laufende Zahlungen an Pensions- u. Mitarbeitervorsorgekassen wurden im Geschäftsjahr 
2020 EUR 137.409,47 aufgewendet. 

  Abfertigungs 
zahlungen 

Abfertigungs 
rückstellungen 

Rückstellung für nicht 
kosumierte Urlaube und 
Jubiläumsgelder 

Zahlung an Pensions- 
u. Mitarbeiter 
vorsorgekassen 

Gesamt 0,00 76.964,00 46.110,00 137.409,47 

hievon Aufsichtsrat 0,00 0,00 0,00 0,00 

hievon Vorstand 0,00 5.571,00 2.217,00 8.466,75 

hievon Mitarbeiter 0,00 71.393,00 43.893,00 128.942,72 

Quelle: Geprüfter Jahresabschluss des Emittenten für das Jahr 2020 sowie eigene Berechnungen des Emittenten. 

 

16. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ wird die bestehende Tabelle in Punkt „13.3. Angaben 
zum Audit-Ausschuss und zum Vergütungsausschuss des Emittenten, einschließlich der Namen der 
Ausschussmitglieder und einer Zusammenfassung der Satzung des Ausschusses.“ auf der Seite 55 des 
Original-Prospekts durch die folgende Tabelle ersetzt: 

Der Überprüfungsausschuss setzt sich wie folgt zusammen: 

  Aufsichtsrat Position inne seit 

  KARRÈ Heinrich Mag. 
  (Vorsitzender) 

25.06.2009 
Vorsitzender seit 21.12.2020 

  POPPELLER Karl Mag. 
  (AR-Vorsitzender) 

03.02.2016 

  LEDERER Jakob 
  (2. AR-Vorsitzender-Stellvertreter) 

30.06.2016 

  NEUSCHITZER Klaus DI (FH) 19.06.2019 

  WEBHOFER Franz Dir. 21.12.2020 

 GOMIG Leo, Dr. bis 21.12.2020 

Quelle: eigene Aufzeichnungen des Emittenten 
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17. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden die Angaben in Punkt „14.1. Angabe der Zahl 
der Beschäftigten zum Ende des Berichtszeitraumes/im Durchschnitt für jedes Geschäftsjahr, das von 
den historischen Finanzinformationen abgedeckt wird.“ auf der Seite 55 des Original-Prospekts wie folgt 
ersetzt: 

 

Die folgende Tabelle gibt Aufschluss über die durchschnittliche Zahl der Beschäftigten des Emittenten für die 
Geschäftsjahre 2020, 2019, 2018 und 2017: 

 

Jahr Mitarbeiter/VZÄ 

2020 90 

2019 88 

2018 89 

2017 88 

(Quelle: Geprüfte Jahresabschlüsse des Emittenten 2020, 2019, 2018, und 2017; siehe Anhänge ./B bis ./D sowie ./H) 

 

Ergänzend dazu auch die Darstellung und Aufschlüsselung der beschäftigten Mitarbeiter nach Regionen und 
Marktgebiet des Emittenten zum Ende des jeweiligen Berichtszeitraums der Jahre 2020, 2019, 2018 und 
2017. 

Mitarbeiter/Köpfe 31.12.2020 31.12.2019 31.12.2018 31.12.2017 

Region Osttirol/Tirol 82 76 76 76 

Region Gailtal/Kärnten 12 12 12 12 

Region Gmünd/Kärnten 9 11 10 10 

Jahresendstand 103 99 98 98 

(Quelle: Eigene Berechnungen des Emittenten).“ 

 

18. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden die Angaben in Punkt „14.2. Besitz von 
Genossenschaftsanteilen der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats.“ auf der Seite 56 des 
Original-Prospekts wie folgt ersetzt: 

 

VORSTAND 
Geschäftsanteile zu 

je € 8.- 
Partizipationsscheine 

zu je € 7,27 

MATTERSBERGER Hansjörg Mag., Vorstands-Vorsitzender 100 STK  350 STK 
WINKLER Wolfgang Mag., Vorstands-Vorsitzender 
Stellvertreter 

10 STK 200 STK 

 
  

AUFSICHTSRAT 
Geschäftsanteile zu 

je € 8.- 
Partizipationsscheine 

zu je € 7,27 

POPELLER Karl Mag., Vorsitzender 5 STK 0 STK 

DOBERNIK Bernhard Mag. 1. Vorsitzender Stellvertreter 10 STK 0 STK 

LEDERER Jakob, 2. Vorsitzender Stellvertreter 60 STK 66 STK 

KARRÈ Heinrich Mag.  10 STK 0 STK 
KÖLL Michael DI (FH)  5 STK 0 STK 
KRISTLER Herbert Dkfm. Dr. 1.260 STK 132 STK 
LAMPRECHT Werner 200 STK 282 STK 
NEMMERT Johannes DI Dr. 10 STK 257 STK 
NEUSCHITZER Klaus DI (FH) 142 STK 0 STK 
WALDNER Heimo Mag. 10 STK 0 STK 

WEBHOFER Franz Dir. 10 STK 27 STK 
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(Quelle: interne Aufzeichnungen des Emittenten).   

 

 

19. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden die Angaben in Punkt „17.1. Historische 
Finanzinformationen“ auf der Seite 57 des Original-Prospekts wie folgt ersetzt: 

„Die geprüften Jahresabschlüsse des Emittenten für die Geschäftsjahre 2020, 2019, 2018 und 2017 wurden 
nach den Vorschriften des UGB und des BWG in der jeweils geltenden Fassung aufgestellt. Diese geprüften 
Jahresabschlüsse sind diesem Prospekt als Anhänge ./B bis ./D sowie ./H beigefügt. Die Beschreibung der 
Eigenkapitalausstattung des Emittenten ist oben in Punkt 8.1. dargestellt. 

Die Berichte des Abschlussprüfers über die Prüfung der Kapitalflussrechnungen und der Entwicklung des 
Eigenkapitals für die Geschäftsjahre 2020, 2019, 2018 und 2017 sind diesem Prospekt als Anhänge ./E bis 
./G sowie ./I beigefügt.“ 

 

20. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden die Angaben des letzten Absatzes in Punkt 
„17.2 Prüfung der historischen Finanzinformationen“ auf der Seite 58 des Original-Prospekts wie folgt 
ersetzt: 

„Für die Jahresabschlüsse 2019 und 2020 erteilte die PKF-CENTURION Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
mbH den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk. Für die Prüfung der Kapitalflussrechnung und 
Eigenkapitalveränderungsrechnung war auch die PKF-CENTURION Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mbH 
verantwortlich.“ 

 

21. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden die Angaben in Punkt „17.4 Dividendenpolitik“ 
auf Seite 58 des Original-Prospekts wie folgt ersetzt: 

 

„Auf Vorschlag des Vorstands des Emittenten fasst die Generalversammlung jährlich einen 
Gewinnverwendungsbeschluss. Die Entscheidung über einen Dividendenanspruch der Partizipanten liegt 
dabei im alleinigen Ermessen der Generalversammlung, sie ist an den Vorschlag des Vorstands nicht 
gebunden. Eine vor-ab bestehende Dividendenpolitik liegt daher nicht vor. 

Der Emittent hat in dem Zeitraum, der von den historischen Finanzinformationen abgedeckt ist, folgende 
Dividendenausschüttungen getätigt:  

Geschäftsjahr 
Dividende pro  

Geschäftsanteil  € 8,00 
    

2020 € 0,00 
2019 € 0,00 
2018 € 0,20 
2017 € 0,20 
2016 € 0,20 

 

Geschäftsjahr 
Dividende pro 

Partizipationskapital 
    

2020 € 0,00 
2019 € 1,02 
2018 € 1,02 
2017 € 1,02 
2016 € 1,02 

(Quelle: Eigene Angaben des Emittenten auf Basis der jährlichen Gewinnverwendung).“  
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22. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden die Angaben in Punkt „17.6. Wesentliche 
Veränderungen in der Finanzlage oder der Handelsposition des Emittenten“ auf der Seite 58 des 
Original-Prospekts wie folgt ersetzt: 

 

„Seit dem 31.12.2020 ist keine wesentliche Veränderung in der Finanzlage oder der Handelsposition des 
Emittenten eingetreten.“ 

 

23. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden in Punkt „18.1.1. Betrag des ausgegebenen 
Kapitals und für jede Kategorie des Aktienkapitals“ die Angaben auf der Seite 59 des Original-Prospekts 
wie folgt ersetzt: 

„Der Emittent ist eine Genossenschaft und befindet sich im Eigentum seiner Genossenschafter. Zum 
31.12.2020 betrug die Anzahl der Genossenschafter 6.758, die Anzahl der Geschäftsanteile á EUR 8,00 
betrug zum 31.12.2020 158.344 Anteile. Der Emittent hält keine eigenen Genossenschaftsanteile. 

Somit beträgt das Genossenschaftskapital zum 31.12.2020 insgesamt EUR 1.266.752,00. 

Sämtliche Genossenschaftsanteile sind voll eingezahlt. 

Weder zum Beginn noch zum Ende des Geschäftsjahres 2020 gab es nicht einbezahlte 
Genossenschaftsanteile.“ 

 

24. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden die besehenden Angaben in Punkt „18.1.2 
Die Entwicklung des Genossenschaftskapitals mit besonderer Hervorhebung der Angaben über etwaige 
Veränderungen, die während des von den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeitraums 
erfolgt sind.“ auf der Seite 59 des Original-Prospekts wie folgt ergänzt: 

 

„Die Anzahl der Genossenschafter betrug zum 31.12.2020 genau 6.758 Personen. Das 
Genossenschaftskapital setzte sich aus 158.344 Stück Geschäftsanteile á EUR 8,00 zusammen. Das 
Genossenschaftskapital betrug daher am 31.12.2020 insgesamt EUR 1.266.752,00.“ 

 

25. Im Abschnitt „III. EMITTENTENBESCHREIBUNG“ werden in Punkt „19. EINSEHBARE DOKUMENTE“ 
die Angaben auf der Seite 60 des Original-Prospekts wie folgt ersetzt: 

„Nachfolgende Dokumente sind für zwölf Monate ab dem Tag der Billigung dieses Prospekts am Sitz des 
Emittenten, Südtiroler Platz 9, 9900 Lienz, während der üblichen Geschäftszeiten kostenlos verfügbar sowie 
– ausgenommen die Satzung des Emittenten – auch abrufbar unter 
www.dolomitenbank.at/partizipationskapital  

 die Satzung des Emittenten  

 als Anhänge ./B bis ./I, die geprüften Jahresabschlüsse und die Bestätigungsvermerke des 

Emittenten für die Geschäftsjahre 2020, 2019, 2018 und 2017, sowie die Berichte über die 

Prüfung der Kapitalflussrechnungen und der Eigenkapitalveränderungsrechnungen für die 

Geschäftsjahre 2020, 2019, 2018 und 2017, 

 dieser Prospekt, der erste Nachtrag und etwaige weitere Nachträge zum Prospekt.“ 

 

26. Das Anhangverzeichnis auf der Seite 72 des Original-Prospekts wird ergänzt wie folgt: 

nach dem Anhang ./G wird die Aufzählung 
 
„Anhang ./H Finanzinformationen für das Geschäftsjahr 2020 

 Jahresabschluss  

http://www.dolomitenbank.at/partizipationskapital
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 Anhang zum Jahresabschluss 

 Lagebericht 

 Bestätigungsvermerk 

Anhang ./I Kapitalflussrechnung und Entwicklung des Eigenkapitals 

 Bericht des Abschlussprüfers über die Prüfung der Kapitalflussrechnung und der Entwicklung 
des Eigenkapitals für das Geschäftsjahr 2020.“ 

eingefügt. 

 

Hinweis Art. 23 Abs. 2a Prospektverordnung zum Rücktrittsrecht für Anleger: 

Anleger, die Erwerb oder Zeichnung der Wertpapiere bereits vor Veröffentlichung des Nachtrags zugesagt 
haben, haben das Recht, ihre Zusagen innerhalb von drei Arbeitstagen nach Veröffentlichung des Nachtrags 
zurückzuziehen, vorausgesetzt, dass der wichtige neue Umstand, die wesentliche Unrichtigkeit oder die 
wesentliche Ungenauigkeit vor dem Auslaufen der Angebotsfrist oder — falls früher — der Lieferung der 
Wertpapiere eingetreten ist oder festgestellt wurde. 

Die Anleger können ihr Widerrufsrecht bis zum Ablauf des 09.07.2021 ausüben. 

Zur Ausübung des Widerrufsrechts können sich Anleger an die Beschwerdestelle des Emittenten wenden. 
Diese ist unter www.dolomitenbank.at/services/beschwerdemanagement  sowie unter Tel. +43 (0) 4852 6665 
- 1084 erreichbar.   

 

 

http://www.dolomitenbank.at/services/beschwerdemanagement


ANHANG ./H Finanzinformationen für das Geschäftsjahr 2020 



















































































 

 

 

BESTÄTIGUNGSVERMERK 

 
Bericht zum Jahresabschluss 
 
Prüfungsurteil 
 
Wir haben den Jahresabschluss der DolomitenBank Osttirol-Westkärnten eG, Lienz, bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2020, der Gewinn- und Verlustrechnung für das an diesem Stichtag endende 
Geschäftsjahr und dem Anhang, geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung entspricht der beigefügte Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage zum 31. Dezember 2020 sowie 
der Ertragslage der Genossenschaft für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr in 
Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften und den 
sondergesetzlichen Bestimmungen. 
 
Grundlage für das Prüfungsurteil 
 
Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit der EU-Verordnung Nr. 537/2014 (im 
Folgenden EU-VO) und mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die Anwendung der International Standards on Auditing 
(ISA). Unsere Verantwortlichkeiten nach diesen Vorschriften und Standards sind im Abschnitt 
„Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der Genossenschaft unabhängig in 
Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und wir haben unsere sonstigen beruflichen Pflichten in Übereinstimmung mit diesen 
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns bis zum Datum des 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unser Prüfungsurteil zu diesem Datum zu dienen. 
 
Besonders wichtige Prüfungssachverhalte 
 
Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem pflichtgemäßen 
Ermessen am bedeutsamsten für unsere Prüfung des Jahresabschlusses des Geschäftsjahres waren. 
Diese Sachverhalte wurden im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses und bei 
der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berücksichtigt, und wir geben kein gesondertes 
Prüfungsurteil zu diesen Sachverhalten ab. 
 
Nachfolgend stellen wir die aus unserer Sicht besonders wichtigen Prüfungssachverhalte dar: 
 
Sachverhalt und Risiken 
 
Die Forderungen an Kunden stellen den wesentlichen Posten der Bilanz dar. Zum Stichtag 
31. Dezember 2020 beträgt der Buchwert der Forderungen an Kunden € 381.758.027,16 oder 69,83 % 
der Bilanzsumme. 
 
Die Angemessenheit der Wertberichtigungen und Rückstellungen für das Kreditrisiko ist für die 
Beurteilung der Werthaltigkeit von Forderungen an Kunden und Eventualverbindlichkeiten ein 
wesentlicher Bereich, dem auch Ermessensspielräume immanent sind.  
 
So erfordert die Feststellung von Wertberichtigungs- und Rückstellungserfordernissen neben der 
originären Feststellung des Ausfallsereignisses insbesondere Annahmen zu den wirtschaftlichen 
Verhältnissen von Kunden und zur Verwertung von Kreditsicherheiten. 
 
Der Ermittlung der bilanziellen Risikovorsorgen unter besonderer Berücksichtigung der Covid-19-
Pandemie liegen daher in vergleichsweise bedeutendem Ausmaß Annahmen und Schätzungen zu 
Grunde. Diese stellen aus unserer Sicht einen besonders wichtigen und wesentlichen 
Prüfungssachverhalt für den Abschluss dar. 
 



 

 

Hinsichtlich der Ermittlung von bilanziellen Vorsorgen im Kundenkreditgeschäft und insbesondere der 
bilanziellen Vorsorgen im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie verweisen wir auf die 
Ausführungen der Geschäftsleitung im Anhang 2020 Kapitel „2. Erläuterungen zur Bilanz und Gewinn- 
und Verlustrechnung“. 
 
Unsere Vorgehensweise in der Prüfung 
 
Wir haben den Prozess zur Vergabe von Kundenkrediten ebenso wie die laufende Überwachung der 
Geschäftsbeziehungen und die Bewertung von wesentlichen Kreditsicherheiten durch Erhebung der 
internen Richtlinien und ergänzende Befragungen von für die Kreditvergabe verantwortlichen 
Mitarbeitern erhoben. Darauf aufbauend haben wir die relevanten internen Kontrollen im 
Kreditvergabeprozess und der laufenden Kreditüberwachung erhoben, deren Konzeption beurteilt und 
deren Einrichtung festgestellt, insbesondere ob Sie dazu geeignet sind, die Werthaltigkeit der 
Forderungen angemessen abzubilden bzw. die erforderlichen bilanziellen Risikovorsorgen in der 
geeigneten Zeit und der erforderlichen Höhe zu ermitteln. 
 
Wir haben die relevanten Kontrollen auf ihre Wirksamkeit getestet. 
 
Im Rahmen der durchgeführten Prüfung haben wir die gezogenen Stichproben auch daraufhin 
untersucht, ob Ausfallsereignisse feststellbar und auf individueller Basis ausreichende Risikovorsorgen 
gebildet waren. Hinsichtlich der Verwertung von Kreditsicherheiten wurden die von der Bank zugrunde 
gelegten Annahmen kritisch gewürdigt.  
 
Für Kreditengagements, für die keine Ausfallsereignisse feststellbar sind, haben wir das Modell bzw. 
die zugrunde gelegten Parameter zur Ermittlung von Portfoliorisikovorsorgen dahingehend kritisch 
gewürdigt, ob diese – unter Berücksichtigung der eingerichteten Systeme und Verfahren – dazu 
geeignet sind, Risikovorsorgen in angemessener Höhe zu ermitteln. 
 
Ergänzend dazu haben wir die besonderen Vorsorgen im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie 
dahingehend kritisch gewürdigt, ob diese dazu geeignet sind, allenfalls in der Ermittlung der erwarteten 
Kreditverluste nicht abgebildeten drohenden Kreditverluste im Sinne der „forward looking information“ 
zu erfassen.   
 
Die rechnerische Richtigkeit und Konsistenz der bilanziellen Risikovorsorgen für das 
Kundenkreditgeschäft wurden von uns nachvollzogen. 
 
Die diesbezüglichen Angaben der Geschäftsleitung im Anhang 2020 Kapitel „2. Erläuterungen zur 
Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung“ haben wir daraufhin untersucht, ob diese angemessen 
beschrieben und vollständig sind. 
 
Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrates für den Jahresabschluss 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses und dafür, dass 
dieser in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften und den 
sondergesetzlichen Bestimmungen ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Genossenschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Genossenschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen, Sachverhalte 
im Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit – sofern einschlägig – anzugeben, 
sowie dafür, den Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
anzuwenden, es sei denn, die gesetzlichen Vertreter beabsichtigen, entweder die Genossenschaft zu 
liquidieren oder die Unternehmenstätigkeit einzustellen, oder haben keine realistische Alternative dazu. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Genossenschaft. 
 
 
 



 

 

Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
 
Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil beinhaltet. Hinreichende Sicherheit ist 
ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit der EU-VO 
und mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der 
ISA erfordern, durchgeführte Abschlussprüfung eine wesentliche falsche Darstellung, falls eine solche 
vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern 
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn von ihnen einzeln oder insgesamt 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Nutzern beeinflussen. 
 
Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit der EU-VO und mit den österreichischen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, üben wir 
während der gesamten Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. 
 
Darüber hinaus gilt: 
 

• Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen aufgrund von 
dolosen Handlungen oder Irrtümern im Abschluss, planen Prüfungshandlungen als Reaktion 
auf diese Risiken, führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass aus 
dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, 
ist höher als ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose Handlungen kollusives 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 
oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 
• Wir gewinnen ein Verständnis von dem für die Abschlussprüfung relevanten internen 

Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des internen 
Kontrollsystems der Genossenschaft abzugeben. 
 

• Wir beurteilen die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammenhängende 
Angaben. 
 

• Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit durch die 
gesetzlichen Vertreter sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
erhebliche Zweifel an der Fähigkeit der Genossenschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir die Schlussfolgerung ziehen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, in unserem Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen  
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch die Abkehr der Genossenschaft von der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zur Folge haben. 
 

• Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein möglichst ge-treues Bild 
erreicht wird. 

 
Wir tauschen uns mit dem Aufsichtsrat unter anderem über den geplanten Umfang und die geplante 
zeitliche Einteilung der Abschlussprüfung sowie über bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 



 

 

einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer 
Abschlussprüfung erkennen, aus. 
 
Wir geben dem Aufsichtsrat auch eine Erklärung ab, dass wir die relevanten beruflichen 
Verhaltensanforderungen zur Unabhängigkeit eingehalten haben, und tauschen uns mit ihm über alle 
Beziehungen und sonstigen Sachverhalte aus, von denen vernünftigerweise angenommen werden 
kann, dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit und – sofern einschlägig – damit zusammenhängende 
Schutzmaßnahmen auswirken. 
 
Wir bestimmen von den Sachverhalten, über die wir uns mit dem Aufsichtsrat ausgetauscht haben 
diejenigen Sachverhalte, die am bedeutsamsten für die Prüfung des Jahresabschlusses des 
Geschäftsjahres waren und daher die besonders wichtigen Prüfungssachverhalte sind. Wir beschreiben 
diese Sachverhalte in unserem Bestätigungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder andere 
Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe des Sachverhalts aus oder wir bestimmen in 
äußerst seltenen Fällen, dass ein Sachverhalt nicht in unserem Bestätigungsvermerk mitgeteilt werden 
sollte, weil vernünftigerweise erwartet wird, dass die negativen Folgen einer solchen Mitteilung deren 
Vorteile für das öffentliche Interesse übersteigen würden. 
 
Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 
 
Bericht zum Lagebericht 
 
Der Lagebericht ist auf Grund der österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften darauf zu 
prüfen, ob er mit dem Jahresabschluss in Einklang steht und ob er nach den geltenden rechtlichen 
Anforderungen aufgestellt wurde. 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit den österreichischen unternehmensrechtlichen und sondergesetzlichen Vorschriften. 
 
Wir haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit den Berufsgrundsätzen zur Prüfung des 
Lageberichts durchgeführt. 
 
Urteil 
 
Nach unserer Beurteilung ist der Lagebericht nach den geltenden rechtlichen Anforderungen aufgestellt 
worden und steht in Einklang mit dem Jahresabschluss.  
 
Erklärung 
 
Angesichts der bei der Prüfung des Jahresabschlusses gewonnenen Erkenntnisse und des 
gewonnenen Verständnisses über die Genossenschaft und ihr Umfeld wurden wesentliche fehlerhafte 
Angaben im Lagebericht nicht festgestellt. 
 
Zusätzliche Angaben nach Artikel 10 der EU-VO 
 
Der „COOPVERBAND“ Revisionsverband Österreichischer Genossenschaften hat als gesetzlich 
zuständige Prüfungseinrichtung am 18. Mai 2020 die PKF CENTURION 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mbH als Revisor mit der Durchführung der nach § 60 BWG und § 1 
GenRevG gesetzlich vorgeschriebenen Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2020 sowie 
des Lageberichts für das Geschäftsjahr 2020 und des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2021 
sowie des Lageberichts für das Geschäftsjahr 2021 beauftragt.  
 
Wir sind seit dem Geschäftsjahr 2019 Abschlussprüfer. 
 
Wir erklären, dass das Prüfungsurteil im Abschnitt „Bericht zum Jahresabschluss“ mit dem zusätzlichen 
Bericht an den Prüfungsausschuss nach Artikel 11 der EU-VO in Einklang steht 
 
Wir erklären, dass wir keine verbotenen Nichtprüfungsleistungen (Artikel 5 Abs. 1 der EU-VO) erbracht 
haben und dass wir bei der Durchführung der Abschlussprüfung unsere Unabhängigkeit von der 
geprüften Genossenschaft gewahrt haben. 
 
 



 

 

Auftragsverantwortlicher Wirtschaftsprüfer 
 
Der für die Abschlussprüfung auftragsverantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Herr Mag. Oliver Gruber. 
 
 
Wien, am 27. Mai 2021 
 
 

PKF CENTURION 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mbH 

 
  

ppa. Mag. Oliver Gruber e.h. Dr. Andreas Staribacher e.h. 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Vermerk des unabhängigen Abschlussprüfers zur Prüfung der Geldfluss­

rechnung und der Eigenkapitalveränderungsrechnung der DolomitenBank 

Osttirol-Westkärnten eG, Lienz 

Prüfungsurteil 

Wir haben die Geldflussrechnung und die Eigenkapitalveränderungsrechnung der 

DolomitenBank Osttirol-Westkärnten eG, Lienz 

für das Geschäftsjahr vom 1. Jänner 2020 bis zum 31. Dezember 2020 geprüft. Die Geldfluss­
rechnung und die Eigenkapitalveränderungsrechnung ergänzen den nach unternehmensrechtli­
chen Grundsätzen aufgestellten Jahresabschluss der DolomitenBank Osttirol-Westkärnten eG, 
Lienz, für das zum 31. Dezember 2020 endende Geschäftsjahr. 

Nach unserer Beurteilung wurden die Geldflussrechnung und die Eigenkapitalveränderungs­
rechnung für das zum Geschäftsjahr vom 1. Jänner 2020 bis zum 31. Jänner 2020 in allen we­
sentlichen Belangen in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen 
Vorschriften und den diesbezüglichen fachlichen Empfehlungen aufgestellt. 

Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die Anwendung 
der International Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlichkeiten nach diesen Vor­
schriften und Standards sind im Abschnitt "Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers" unseres 
Vermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der Gesellschaft unabhängig in Überein­
stimmung mit den österreichischen unternehmens- und berufsrechtlichen Vorschriften, und wir 
haben unsere sonstigen beruflichen Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 

Unsere Verantwortlichkeit und Haftung ist analog zu § 275 Abs 2 UGB (Haftungsregelungen bei 
der Abschlussprüfung einer kleinen oder mittelgroßen Gesellschaft) gegenüber der Gesellschaft 
und auch gegenüber Dritten mit insgesamt 2 Millionen Euro begrenzt. 

Hervorhebung eines Sachverhalts 

Wir weisen wir darauf hin, dass die Prüfung des Jahresabschlusses, der der Geldflussrechnung 
und Eigenkapitalveränderungsrechnung zugrunde liegt, nicht Gegenstand dieser Abschlussprü­
fung ist, und verweisen dazu auf den von uns gesondert erstatteten Bestätigungsvermerk. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für die Geldflussrechnung und Eigenkapital­
veränderungsrechnung 

Die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft sind verantwortlich für die Aufstellung der Geldfluss­
rechnung und Eigenkapitalveränderungsrechnung und dafür, dass diese in Übereinstimmung 
mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften aufgestellt wurden. um die Auf­
stellung einer Geldflussrechnung und Eigenkapitalveränderungsrechnung zu ermöglichen, die 
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frei von wesentlichen beabsichtigten oder unbeabsichtigten falschen Darstellungen sind. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter ver,rntwortlich für die internen Kontrollen. die sie als notwendig 
erachten, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentli­
chen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des der Geldflussrechnung und Eigenkapitalveränderungsrechnung zugrun­
de liegenden Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähig­
keit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen, Sachverhalte im 
Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit - sofern einschlägig - anzuge­
ben, sowie dafür, den Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
anzuwenden, es sei denn, die gesetzlichen Vertreter beabsichtigen, entweder die Gesellschaft 
zu liquidieren oder die Unternehmenstätigkeit einzustellen oder haben keine realistische Alter­
native dazu. 

Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung der Geldflussrechnung und 
Eigenkapitalveränderungsrechnung 

Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob die Geldflussrechnung und 
die Eigenkapitalveränderungsrechnung als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist und einen Vermerk zu erteilen, der unser Prü­
fungsurteil beinhaltet. Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Ga­
rantie dafür, dass eine in Übereinstimmung und mit den österreichischen Grundsätzen ord­
nungsgemäßer Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstel­
lungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet werden könnte, 
dass sie die auf der Grundlage dieser Geldflussrechnung und Eigenkapitalveränderungsrech­
nung getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Nutzern beeinflussen. 

Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen 
ordnungsgemäßer Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, üben wir während 
der gesamten Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. 

Darüber hinaus gilt: 

- Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeab­
sichtigter - falscher Darstellungen in der Geldflussrechnung und der Eigenkapitalverän­
derungsrechnung, planen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken, führen 
sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlun­
gen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher 
als ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose Handlungen betrügerisches Zusam­
menwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 
oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

- Wir gewinnen ein Verständnis von dem für die Abschlussprüfung relevanten internen 
Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstän­
den angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
des internen Kontrollsystems der Gesellschaft abzugeben. 

- Wir beurteilen die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre­
tern dargestellten geschätzten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammen­
hängende Angaben. 
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- Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des Rech­
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit durch die gesetz­
lichen Vertreter sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be­
steht, die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Un­
ternehmenstätigkeit aufwerfen kann. Falls wir die Schlussfolgerung ziehen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, in unserem Bestätigungsvermerk 
auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls 
diese Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestäti­
gungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei­
ten können jedoch die Abkehr der Gesellschaft von der Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit zur Folge haben. 

Auftragsverantwortlicher Wirtschaftsprüfer 

Der für die Abschlussprüfung auftragsverantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Herr 
Mag. Oliver Gruber. 

Wien, am 27. Mai 2021 

PKF CENTURION 

Beilagen 

ppa Mag. Oliver Grube .......... :...-'-.-­
Wirtschaftsprüfer 

r Andreas Staribacher 
Wirtschaftsprüfer 

Beilage 1: Geldflussrechnung und Eigenkapitalveränderungsrechnung für das Geschäftsjahr 

vom 1. Jänner 2020 bis zum 31. Dezember 2020 
Beilage 11: Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe (,,MB") 
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Kapitalflussrechnung (in EUR) 

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 

im Jahresüberschuss enthaltene zahlungsunwirksame Posten 

Abschreibungen und Zuschreibungen auf Sachanlagen und 
immaterielle Vermögensgegenstände 

Dotierung und Auflösung von Risikovorsorgen 

Abschreibungen und zuschreibungen auf Finanzanlagen 

Erträge aus der Veräußerung von Sachanlagen 

Erträge aus der Veräußerung von Finanzanlagen 

Cash-Flow aus dem Ergebnis 

Veränderung des Vermögens und der Verbindlichkeiten aus operativer 

Geschäftstätigkeit nach Korrektur um zahlungsunwirksame Bestandteile 

Forderungen an Kreditinstitute 

Forderungen an Kunden 

sonstige Aktiva 

Rechnungsabgrenzungen Aktiv 

Verbindlichkeiten ggü Kreditinstituten 

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

Verbriefte Verbindlichkeiten 

sonstige Passiva 

Rechnungsabgrenzungen Passiv 

Zinsabgrenzungen in Wertpapieren 

Rückstellungen 

lahlungen aus Steuern 

Steuerrückstellung samt latente Steuern 

Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit 

Mttelzufluss aus der Veräußerung bzw. Tilgung von 

Wertpapieren** 

Beteiligungen 

Sachanlagen 

Mttelabfluss durch Investitionen in 

Wertpapieren** 

Beteiligungen 

Sachanlagen 

Cash-Flow aus Investitionstätigkeit 

Genossenschaftskapital 
Partizipations kapital 

Dividendenzahlungen 

sonstige Veränderungen 

Cash-Flow aus Finanzierungstätigkeit 

Zahlungsmittelbestand zum Ende der Vorperiode 

Cash-Flow aus operativer Geschäftstätigkeit 

Cash-Flow aus Investitionstätigkeit 

Cash-Flow aus Finanzierungstätigkeit 

Zahlungsmittelbestand zum Ende der Periode 
{Kassenbestand, Guthaben bei Zentralnotenbanken und Fbstgiroämtern) 

0) Im Ausweis sind auch WP des Urliaufvermogens enthalten die der Liquditätsreserve 
gew iclmet sind, da diese nicht in Veräußerungsabsicht gehalten werden und somit nicht der 
laufenden Geschäftstätigkeit zu zurechnen sind. 
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2020 

343.471,85 

597.633,08 

-848.131,14 

397.905,36 

-32.203,04 

38.712,51 

497.388,62 

-643.087,48 

-8.560.600,38 

399.214,81 

15.718,81 

-11.808.378,47 

12.207.030,69 

1.005.367,24 

71.315,74 

-1,397,13 

47.629,31 

280.641,03 

-113.335,16 

17.646,69 

-6.584.845,68 

3.150.337,00 

0,00 

32.203,04 

-2.498.044,52 

-10.000,00 

-367.878,08 

306.617,44 

-8.336,00 

0,00 

-187.425,00 

0,00 

-195.761,00 

82.925.868,52 

-6.584.845,68 

306.617,44 

-195. 761,00 

76.451.879,28 



Darstellung der Komponenten des Eigenkapitals und ihrer Entwicklung 

Fonds für Genossen- Partizipations- Kapital- Gewinn-

schaftskapital 1) kapital 2) rücklagen 
Haftrücklagen allgemeine Bilanzgewinn 

rücklagen 
Bankrisiken 

Stand am 31.12.2019 1.275.088,00 1.335.577,26 6.841.211,00 19.953.979,09 5.254.532,45 2.650.000,00 276.569,02 

Stand am 01.01.2020 1.275.088,00 1.335.577,26 6.841.211,00 19. 953. 979,09 5.254.532,45 2.650.000,00 276.569,02 

Zugang 10.560,00 0,00 0,00 102.156,65 0.00 0,00 0,00 
Abgang -18.896,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -89.144,02 
Ausschüttung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -187.425,00 
Umgründung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
Jahresüberschuss 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 217.124,06 

Veränderung -8.336,00 0,00 0,00 102.156,65 0,00 0,00 -59.444,96 

Stand am 31.12.2020 1.266. 752,00 1.335.577,26 6.841.211,00 20.056.135,74 5.254.532,45 2.650.000,00 217.124,06 

1) Hinweis: Darstellung der Geschäftsanteilsentwicklung in den Anhängen beziehen sich auf Zeichnungen und Kündigungen \On Geschäftsanteilen. Auszahlungen erfolgen jedoch erst nach 
Ablauf der Frist gern. § 79 GenG. 

2) Das Partizipationskapital setzt sich zusammen aus 190 T€1nstrumente ohne Stimmrecht gemäß§ 26a BWG (Position 2.8b) und 1.145 T€ Ergänzungskapital gemäß Teil 2 Titel I Kapitel 4 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (Position 2.7) 

3) Das untemehmensrechtliche Eigenkapital er rechnet sich au; der Summe des Genossenschaftskapitals, des Par tizipationskapitals, der Kapitalrücklagen, der Gewinnrücklagen, der Haftrücklage, 
dem Fonds für allgemeine Bankrisiken und dem Bilanzgewinn. 

0) 

Summe < 

Eigenkapital') 
0 
::J 
0) 

37.586.956,82 

37.586.956, 82 

112.716,65 
-108.040,02 
-187.425,00 

0,00 
217.124, 0 6  

34.375,69 

37.621.332,51 
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KSW) STEUERBERATER 
WIRTSCHAFTSPRÜFER 

Al lgemeine 
Auftragsbed ingungen 

für Wirtschaftstreuhandberufe 
(AAB 20 1 8) 

Empfohlen vom Vorstand der Kammer der Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer zuletzt mit  Beschluss vom 1 8.04.2018 

Präambel und Allgemeines 

(1) Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag über 
vom zur Ausübung eines Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigten in 
Ausübung dieses Berufes zu erbringende Leistungen {sowohl  faktische 
Tätigkeiten als auch die Besorgung oder Durchführung von 
Rechtsgeschäften oder Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen der §§ 2 
oder 3 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien 
des Auftrages werden in Folge zum einen „Auftragnehmer". zum anderen 
,.Auftraggeber" genannt). 

(2) D iese Allgemeinen Auftragsbedingungen für 
Wirtschaftstreuhandberufe gliedern sich in zwei Teile: Die 
Auftragsbedingungen des 1. Teiles gelten für Aufträge, bei denen die 
Auftragserteilung zum Betrieb des Unternehmens des Auftraggebers 
(Unternehmer iSd KSchG) gehört. Für Verbrauchergeschäfte gemäß 
Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz vom 8.3 .1979/BGBI Nr.140 in 
der derzeit gültigen Fassung) gelten sie insoweit der I I . Teil keine 
abweichenden Bestimmungen für diese enthält. 

(3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese 
durch eine wirksame, die dem angestrebten Ziel möglichst nahe kommt, 
zu ersetzen. 

! .TEIL 

1.  Umfang und Ausführung des Auftrages 

(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der 
schriftlichen Auftragsvereinbarung zwischen Auftraggeber und 
Auftragnehmer. Fehlt diesbezüglich eine detaillierte schriftliche 
Auftragsvereinbarung gilt im Zweifel (2)-(4): 

(2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die 
Beratungstätigkeit folgende Tätigkeiten: 
a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommen- oder 
Körperschaltsteuer sowie Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom 
Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender Vereinbarung) vom 
Auftragnehmer erstellten Jahresabschlüsse und sonstiger , für die 
Besteuerung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht 
ausdrücklich anders vereinbart, sind die für die Besteuerung erforder lichen 
Aufstellungen und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen. 
b)  Prüfung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklärungen. 
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden. 
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern. 
e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten 
Steuern. 
Erhält der Auftragnehmer für die laufende Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu 
honorieren .  

(3 )  Soweit d ie  Ausarbeitung von einer oder mehreren 
Jahressteuererklärung(en) zum übernommenen Auftrag zählt, gehört dazu 
nicht die U berprüfung etwaiger besonderer buchmäßiger 
Voraussetzungen sowie die Prüfung, ob alle in Betracht kommenden 
insbesondere u msatzsteuerrechtlichen Begünstigungen wahrgenommen 
worden sind, es sei denn, hierüber besteht eine nachweisliche 
Beauftragung. 

(4) Die Verpfiichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemäß §§ 2 
und 3 WTBG 2017 bedarf jedenfalls nachweislich einer gesonderten 
Beauftragung. 

(5) Verstehende Absätze (2) bis (4) gelten nicht bei 
Sachverständigentätigkeit. 
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(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur 
Leistungserbringung, War nung oder Aufklärung über den Umfang des 
Auftr ages hinaus. 

(7) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchführung des 
Auftrages geeigneter Mitarbeiter und sonstiger Erfüllungsgehilfen 
(Subunternehmer) zu bedienen, als auch sich bei der Durchführung des 
Auftrages durch einen Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter 
im Sinne dieser Bedingungen meint alle Personen, die den Auftragnehmer 
auf regelmäßiger oder  dauerhafter Basis bei seiner betrieblichen Tätigkeit 
unterstützen, unabhängig von der Art der rechtsgeschäftlichen Grundlage. 

(8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen 
ausschließlich österreichisches Recht zu berücksichtigen; ausländisches 
Recht ist nur bei ausdrücklicher schriftlicher Vereinbarung zu 
ber ücksichtigen. 

(9) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließende n  
schriftlichen als auch mündlichen beruflichen Äußerung, so ist der 
Auftragnehmer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen oder 
sich daraus ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch für in sich 
abgeschlossene Teile eines Auftrages. 

(10) Der Auftr aggeber ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass die von 
ihm zur Verfügung gestellten Daten vom Auftragnehmer im Rahmen der 
Leistungserbringung verarbeitet werden dürfen. Diesbezüglich hat der 
Auftraggeber insbesondere aber nicht aussch ließlich die anwendbaren 
datenschutz- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu beachten. 

(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behörde ein Anbringen 
elektronisch ein, so handelt er - mangels ausdrücklicher gegenteiliger 
Vereinbarung - lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem 
einreichend Bevollmächtigten zurechenbare Willens- oder 
Wissenserklär ung dar. 

(12)  Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die während des 
Auftragsverhältnisses Mitarbeiter des Auftragnehmers sind oder waren, 
während und binnen eines Jahres nach Beendigung des 
Auftragsverhältnisses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm 
nahestehenden Unternehmen zu beschäftigen, wid rigenfalls er sich zur 
Bezahlung eines Jahresbezuges des über nommenen Mitarbeiters an den 
Auftragnehmer verpfiichtet. 

2. Aufklärungspflicht des Auftraggebers; Vollständigkeitserklänung 

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Auftragnehmer 
auch ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des 
Auftrages notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in 
Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt 
werden und ihm von allen Vorgängen und Umständen Kenntnis gegeben 
wird, die für die Ausführung des Auftrages von Bedeutung sein können. 
Dies gilt auch für die Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die erst 
während der Tätigkeit des Auftragnehmers bekannt werden. 

(2) Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskünfte und 
übergebenen U nter lagen des Auftraggebers, insbesondere 
Zahlenangaben, als richtig und vollständig anzusehen und dem Auftrag zu 
Grunde zu legen. Der Auftragnehmer ist ohne gesonderten schr iftlichen 
Auftrag nicht verpflichtet, Unr ichtigkeiten fest zu stellen. I nsbesondere gilt 
dies auch für die Richtigkeit und Vollständigkeit von Rechnungen. Stellt er 
allerdings Unrichtigkeiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu 
geben. Er hat im Finanzstrafverfahren die Rechte des Auftragg ebers zu 
wahren. 

(3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollständigkeit der 
vorgelegten Unterlagen sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen 
im Falle von Prüfungen, Gutachten und Sachverständigentätigkeit 
schriftlich zu bestätigen. 

(4) Wenn bei der Erstel lung von Jahresabschlüssen und anderen 
Abschlüssen vom Auftraggeber erhebliche Risiken nicht bekannt gegeben 
worden sind, bestehen für den Auftragnehmer insoweit diese Risiken 
schlagend werden Keinerlei Ersatzpflichten. 

(5) Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitpläne für die 
Fertigstellung von Produkten des Auftragnehmers oder Teilen davon sind 
bestmögliche Schätzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart, 
nicht bindend. Selbiges gilt für etwaige Honorarschätzungen: diese werden 
nach bestem Wissen erstellt; sie sind jedoch stets unverbindlich. 

(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle 
Kontaktdaten (insbesondere Zustelladresse) bekannt zu geben. Der 
Auftragnehmer darf sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die 
Gültigkeit der zuletzt vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten 
verlassen, insbesondere Zustellung an die zuletzt bekannt gegebene 
Adresse vornehmen lassen. 



3. Sicherung der Unabhängigkeit 

(1 ) Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um 
zu verhindern, dass die U nabhängigkeit der Mitarbeiter des 
Auftragnehmers gefährdet wird, und hat selbst jede Gefährdung dieser 
Unabhängigkeit zu unterlassen. Dies gilt insbesondere für Angebote auf 
Anstellung und für Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu 
übernehmen. 

(2) Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfür 
notwendigen personenbezogenen Daten sowie Art und Umfang inklusive 
Leistungszeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber 
vereinbarten Leistungen (sowohl Prüfungs- als auch 
N ichtprüfungsleistungen) zum Zweck der Ü berprüfung des Vorliegens von 
Befangenheits- oder Ausschließungsgründen und Interessenkollisionen in 
einem allfälligen Netzwerk, dem der Auftragnehmer angehört, verarbeitet 
und zu diesem Zweck an die übrigen M itglieder dieses Netzwerkes auch 
ins Ausland übermittelt werden. Hierfür entbindet der Auftraggeber den 
Auftragnehmer nach dem Datenschutzgesetz und gemäß § 80 Abs 4 Z 2 
WTBG 2017 ausdrücklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. Der 
Auftraggeber kann die Entbindung von der Verschwiegenheitspfiicht 
jederzeit widerrufen. 

4. Berichterstattung und Kommunikation 

(1 )  (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prüfungen und 
Gutachten ist, soweit nichts anderes vereinbart wurde, ein schriftl icher 
Bericht zu erstatten.  

(2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen 
Auskünfte und Stellungnahmen, einschließlich Berichte, (allesamt 
Wissenserklärungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger 
Erfüllungsgehilfen oder Substitute (.berufl iche Äußerungen") sind nur dann 
verbindlich, wenn sie schriftlich erfolgen. Berufliche Äußerungen in 
elektronischen Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter 
Verwendung ähnlicher Formen der elektronischen Kommunikation 
(speicher- und wiedergabefähig und nicht mündlich dh zB SMS aber nicht 
Telefon) erfolgen, übermittelt oder bestätigt werden, gelten als schriftl ich: 
dies gilt ausschließlich für berufliche Äußerungen. Das Risiko der Erteilung 
der beruflichen Äußerungen durch dazu Nichtbefugte und das Risiko der 
Übersendung dieser trägt der Auftraggeber. 

(3) (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt 
hiermit zu, dass der Auftragnehmer elektronische Kommunikation mit dem 
Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlüsselter Form vornimmt. Der 
Auftraggeber erklärt, über die mit der Verwendung elektronischer 
Kommunikation verbundenen Risiken (insbesondere Zugang, 
Geheimhaltung, Veränderung von Nachrichten im Zuge der Übermittlung) 
informiert zu sein. Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen 
Erfüllungsgehilfen oder Substitute haften nicht für Schäden, die durch die 
Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel verursacht werden. 

(4) (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die 
Weiterleitung von Informationen an den Auftragnehmer und seine 
Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon - insbesondere in 
Verbindung mit automatischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail 
und anderen Formen der elektronischen Kommunikation - nicht immer 
sichergestellt. Aufträge und wichtige Informationen gelten daher dem 
Auftragnehmer nur dann als zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht 
(fern-)mündlich oder elektronisch) zugegangen sind, es sei denn, es wird 
i_m Einzelfall der Empfang ausdrücklich bestätigt. Automatische 
U bermittlungs- und Lesebestätigungen gelten nicht als solche 
a.usdrücklichen Empfangsbestätigungen. Dies gilt insbesondere für die 
Ubermittlung von Bescheiden und anderen Informationen über Fristen. 
Kritische und wichtige Mitteilungen müsse.n daher per Post oder Kurier an 
den Auftragnehmer gesandt werden. Die Übergabe von Schriftstücken an 
Mitarbeiter außerhalb der Kanzlei gilt nicht als Übergabe. 

(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes 
bestimmt. Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unterschriftlichkeit). Eine 
fortgeschrittene elektronische Signatur (Art. 26 elDAS­
VO, (EU) Nr. 910/2014) erfüllt das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886 
ABGB (Unterschriftl ichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendisposition 
liegt. 

(6) {Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber 
wiederkehrend allgemeine steuerrechtliche und allgemeine 
wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail) 
übermitteln. Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat, 
der Zusendung von Direktwerbung jederzeit zu widersprechen. 

5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers 

( 1 )  Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die im 
Rahmen des Auftrages vom Auftragnehmer erstellten Berichte, Gutachten, 
Organisationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, Berechnungen und 
dergleichen nur für Auftragszwecke (z.B. gemäß § 44 Abs 3 EStG 1 988) 
verwendet werden. Im Übrigen bedarf die Weitergabe schriftlicher als auch 
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mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers a n  einen Dritten 
zur Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers. 
(2) Die Verwendung schriftlicher als auch mündlicher beruflicher 
Äußerungen des Auftragnehmers zu Werbezwecken ist unzulässig: ein 
Verstoß berechtigt den Auftragnehmer zur fristlosen Kündigung aller noch 
nicht durchgeführten Aufträge des Auftraggebers. 

(3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das 
Urheberrecht. Die Einräumung von Werknutzungsbewilligungen bleibt der 
schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers vorbehalten. 

6. Mängelbeseitigung 

(1 )  Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich 
hervorkommende Unrichtigkeiten und Mängel in  seiner schriftlichen als 
auch mündlichen beruflichen Äußerung zu beseitigen, und verpfl ichtet, den 
Auftraggeber hiervon unverzüglich zu verständigen. Er  ist berechtigt, auch 
über die ursprüngliche berufliche Äußerung informierte Drille von der 
Änderung zu verständigen. 

(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von 
Unrichtigkeiten ,  sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten sind: 
dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des 
Auftragnehmers bzw. - falls eine schriftliche berufliche Äußerung nicht 
abgegeben wird - sechs Monate nach Beendigung der beanstandeten 
Tätigkeit des Auftragnehmers. 

(3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlägen der Nachbesserung 
etwaiger Mängel Anspruch auf Minderung. Soweit darüber hinaus 
Schadenersatzansprüche bestehen, gilt Punkt 7 .  

7. Haftung 

(1) Sämtliche Haftungsregelungen gelten für alle Streitigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis, gleich aus welchem 
Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet für Schäden im Zusammenhang 
mit dem Auftragsverhältnis (einschließlich dessen Beendigung) nur bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Anwendbarkeit des § 1298 Satz 2 
ABGB wird ausgeschlossen. 

(2) Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt die Ersatzpflicht des 
Auftragnehmers höchstens das zehnfache der 
Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung gemäß § 
1 1  Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017) in der jeweils 
geltenden Fassung. 

(3) Die Beschränkung der Haftung gemäß Punkt 7 (2) bezieht sich auf 
den einzelnen Schadensfall. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche 
Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in 
einem oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind. 
Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle 
beruhendes Tun oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung, 
wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und 
wirtschaftl ichem Zusammenhang stehen. Ein einheitlicher Schaden bleibt 
ein einzelner Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen 
beruht. Weiters ist, außer bei vorsätzlicher Schädigung, eine Haftung des 
Auftragnehmers für entgangenen Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben­
oder ähnliche Schäden, ausgeschlossen. 

(4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs 
Monaten nachdem der oder die Anspruchsberechtigten von dem Schaden 
Kenntnis erlangt haben, spätestens aber innerhalb von drei Jahren ab 
Eintritt des (Primär)Schadens nach dem anspruchsbegründenden Ereignis 
gerichtlich geltend gemacht werden, sofern nicht in gesetzlichen 
Vorschriften zwingend andere Verjährungsfristen festgesetzt sind. 

(5) Im Falle der (tatbestandsmäßigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB 
gelten dessen Haftungsnormen auch dann, wenn an der Durchführung des 
Auftrages mehrere Personen betei l igt gewesen oder mehrere zum Ersatz 
verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne Rücksicht 
darauf, ob andere Beteiligte vorsätzlich gehandelt haben. 

(6) In Fällen, i n  denen ein förmlicher Bestätigungsvermerk erteilt wird, 
beginnt die Verjährungsfrist spätestens mit Erteilung des 
Bestätigungsvermerkes zu laufen. 

(7) Wird die Tätigkeit unter Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten 
verarbeitenden Unternehmens, durchgeführt, so gelten mit 
Benachrichtigung des Auftraggebers darüber nach Gesetz oder Vertrag 
be- oder entstehende Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche 
gegen den Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. Der Auftragnehmer 
haftet, unbeschadet Punkt 4. (3), diesfalls nur für Verschulden bei der 
Auswahl des Dritten. 

(8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegenüber ist in jedem Fall 
ausgeschlossen .  Geraten Dritte mit der Arbeit des Auftragnehmers wegen 
des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der 
Auftraggeber diese über diesen Umstand ausdrücklich aufzuklären. Soweit 



ein solcher Haftungsausschluss gesetzlich nicht zulässig ist oder eine 
Haftung gegenüber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise 
übernommen wurde, gelten subsidiär diese Haftungsbeschränkungen 
jedenfalls auch gegenüber Dritten. Dritte können jedenfalls keine 
Ansprüche stellen, die über einen allfälligen Anspruch des Auftraggebers 
hinausgehen. Die Haftungshöchstsumme gilt nur insgesamt einmal für alle 
Geschädigten, einschließlich der Ersatzansprüche des Auftraggebers 
selbst, auch wenn mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter 
oder auch mehrere Dritte) geschädigt worden sind; Geschädigte werden 
nach ihrem Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber wird den 
Auftragnehmer und dessen Mitarbeiter von sämtlichen Ansprüchen Dritter 
im Zusammenhang mit der Weitergabe schriftl icher als auch mündlicher 
beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an diese Dritte schad- und 
klaglos halten. 

(9) Punkt 7 gilt auch für allfällige Haftungsansprüche des Auftraggebers 
im Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis gegenüber Dritten 
(Erfüllungs- und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den 
Substituten des Auftragnehmers. 

8. Verschwiegenheitspfiicht, Datenschutz 

( 1 )  Der Auftragnehmer ist gemäß § 80 WTBG 2017 verpflichtet, über 
alle Angelegenheiten, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für 
den Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei 
denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder 
gesetzliche Äußerungspfiichten entgegen stehen. 

(2) Soweit es zur Verfolgung von Ansprüchen des Auftragnehmers 
{insbesondere Ansprüche auf Honorar) oder zur Abwehr von Ansprüchen 
gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzansprüche des 
Auftraggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der 
Auftragnehmer von seiner beruflichen Verschwiegenheitspflicht 
entbunden. 

(3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige 
schriftliche berufiiche Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit 
Dritten nur mit Einwilligung des Auftraggebers aushändigen, es sei denn ,  
dass eine gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht. 

(4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortl icher im 
Sinne der Datenschutz-Grundverordnung (,,DSGVO") h insichtlich aller im 
Rahmen des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten.  Der 
Auftragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten 
im Rahmen der Grenzen des Auftrages zu verarbeiten. Dem 
Auftragnehmer übertassene Materialien (Papier und Datenträger) werden 
grundsätzlich nach Beendigung der diesbezüglichen Leistungserbringung 
dem Auftraggeber oder an vom Auftraggeber namhaft gemachte Dritte 
übergeben oder wenn dies gesondert vereinbart ist vom Auftragnehmer 
verwahrt oder vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon 
aufzubewahren soweit er diese zur ordnungsgemäßen Dokumentation 
seiner Leistungen benötigt oder es rechtlich geboten oder berufsüblich ist. 

(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstützt, die 
den Auftraggeber als datenschutzrechfüch Verantwortlichen treffenden 
Pfiichten gegenüber Betroffenen zu erfüllen, so ist der Auftragnehmer 
berechtigt, den entstandenen tatsächlichen Aufwand an den Auftraggeber 
zu verrechnen. Gleiches gilt, für den Aufwand der für Auskünfte im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis anfällt, die nach Entbindung 
von der Verschwiegenheitspflicht durch den Auftraggeber gegenüber 
Dritten diesen Dritten erteilt werden. 

9. Rücktritt und Kündigung (,Beendigung") 

(1) Die Erklärung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu 
erfolgen (siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). Das Erlöschen einer 
bestehenden Vollmacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags. 

(2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich 
zwingend vorgeschrieben ist, können die Vertragspartner den Vertrag 
jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch 
bestimmt sich nach Punkt 1 1 . 

(3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag über, wenn 
auch nicht ausschließlich, die Erbringung wiederholter Einzelleistungen, 
auch mit Pauschalvergütung) kann allerdings, soweit nichts anderes 
schriftlich vereinbart ist, ohne Vortiegen eines wichtigen Grundes nur u nter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten (,.Beendigungsfrist") zum Ende 
eines Kalendermonats beendet werden. 

(4) Nach Erklärung der Beendigung eines Dauerauftrags - sind, soweit 
im Felgenden nicht abweichend bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom 
Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), deren 
vollständige Ausführung innerhalb der Beendigungsfrist (grundsätzlich) 
möglich ist, soweit diese innerhalb eines Monats nach Beginn des Laufs 
der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punktes 4 
(2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb 
der Beendigungsfrist fertig zu stellen, sofern sämtliche erfordertichen 
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Unterlagen rechtzeitig zur  Verfügung gestellt werden und soweit nicht ein 
wichtiger Grund vorliegt. der dies hindert. 

(5) Wären bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige, 
übl icherweise nur einmal jährlich zu erstel lende Werke (z.B. 
Jahresabschlüsse, Steuererklärungen etc.) fertig zu stellen, so zählen die 
über 2 hinaus gehenden Werke nur bei ausdrücklichem Einverständnis des 
Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen Umstand ist 
der Auftraggeber in der Bekanntgabe gemäß Punkt 9 (4) gegebenenfalls 
ausdrücklich hinzuweisen. 

1 O. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung des 
Auftraggebers und rechtl ichen Ausführungshindernissen 

( 1 )  Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer 
angebotenen Leistung in  Verzug oder unterlässt der Auftraggeber eine ihm 
nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der 
Auftragnehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt. 
Gleiches gilt, wenn der Auftraggeber eine (auch teilweise) Durchführung 
des Auftrages vertangt, die, nach begründetem Dafürhalten des 

Auftragnehmers, nicht der Rechtslage oder berufsüblichen Grundsätzen 
entspricht. Seine Honoraransprüche bestimmen sich nach Punkt 1 1 .  
Annahmeverzug sowie unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers 
begründen auch dann den Anspruch des Auftragnehmers auf Ersatz der 
ihm hierdurch entstandenen Mehraufwendungen sowie des verursachten 
Schadens, wenn der Auftragnehmer von seinem Kündigungsrecht keinen 
Gebrauch macht. 

(2) Bei Verträgen über die Führung der Bücher, die Vornahme der 
Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ist eine fristlose 
Beendigung durch den Auftragnehmer gemäß Punkt 1 O ( 1 )  zulässig, wenn 
der Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemäß Punkt 2. ( 1 )  zweimal 
nachweislich nicht nachkommt. 

1 1 .  Honoraranspruch 

( 1 )  Unterbleibt die Ausführung des Auftrages (z.B .  wegen Rücktritt oder 
Kündigung), so gebührt dem Auftragnehmer gleichwohl das vereinbarte 
Entgelt (Honorar}, wenn er zur Leistung  bereit war und durch Umstände, 
deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloßes 
Mitverschulden des Auftragnehmers bleibt diesbezüglich außer Ansatz, 
daran gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall 
nicht anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner 
und seiner Mitarbeiter Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben unterlässt. 

(2) Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebührt das vereinbarte 
Entgelt für den verbleibenden Auftragsstand, sofern er fertiggestellt wird 
oder dies aus Gründen, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind, 
unterbleibt (auf Punkt 1 1 .  ( 1 )  wird verwiesen). Vereinbarte 
Pauschalhonorare sind gegebenenfalls zu aliquotieren. 

(3) Unterbleibt eine zur Ausführung des Werkes erforderliche 
Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der Auftragnehmer auch berechtigt, 
ihm zur Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklärung, 
dass nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben 
gelte, im Übrigen gelten die Folgen des Punkt 1 1 .  ( 1 ) .  

(4) Bei Nichteinhaltung der  Beendigungsfrist gemäß Punkt 9 .  (3 )  durch 
den Auftraggeber, sowie bei Vertragsauflösung gemäß Punkt 10 .  (2) durch 
den Auftragnehmer behält der Auftragnehmer den vollen Honoraranspruch 
für drei Monate. 

1 2 .  Honorar 

( 1 )  Sofern nicht ausdrücklich U nentgeltlichkeit vereinbart ist, wird 
jedenfalls gemäß § 1 004 und § 1 1 52 ABGB eine angemessene 
Entlohnung geschuldet. Höhe und Art des Honoraranspruchs des 
Auftragnehmers ergeben sich aus der zwischen ihm und seinem 

Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. Sofern nicht nachweislich eine 
andere Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers 
immer auf die älteste Schuld anzurechnen. 

(2) Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit beträgt eine 
Viertelstunde. 

(3) Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet. 

(4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang 
zur Vorbereitung des Auftragnehmers notwendig ist, kann gesondert 
verrechnet werden. 

(5) Erweist sich durch nachträglich hervorgekommene besondere 
Umstände oder auf Grund besonderer Inanspruchnahme durch den 
Auftraggeber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der 
Auftragnehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind 
Nachverhandlungen zur Vereinbarung eines angemessenen Entgelts zu 
führen (auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren) .  



(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die 
Umsatzsteuer zusätzlich. Beispielhaft aber nicht abschließend im 
Folgenden (7) bis (9): 

(7) Zu den verrechenbaren Nebenkosten zählen auch belegte oder 
pauschalierte Barauslagen, Reisespesen (bei Bahnfahrten 1. Klasse), 
Diäten, Kilometergeld, Kopierkosten und ähnliche Nebenkosten. 

(8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zählen die 
betreffenden Versicherungsprämien ( inkl. Versicherungssteuer) zu den 
Nebenkosten. 

(9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und 
Sachaufwendungen für die E rstellung von Berichten, Gutachten uä. 
anzusehen. 

(10) Für die Ausführung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche 
Erledigung mehreren Auftragnehmern übertragen worden ist, wird von 
jedem das seiner Tätigkeit entsprechende Entgelt verrechnet. 

( 1 1 )  Entgelte und Entgeltvorschüsse sind mangels anderer 
Vereinbarungen sofor t  nach deren schriftlicher Geltendmachung fällig. Für 
Entgeltzahlungen, die später als 14 Tage nach Fälligkeit geleistet werden, 
können Ver zugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen 
Unternehmergeschäften gelten Verzugszinsen in der in § 456 1. und 2. 
Satz UGB festgelegten Höhe. 

(12) Die Verjährung r ichtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende 
der Leistung bzw. mit späterer, in angemessener F r ist erfolgter 
Rechnungslegung zu laufen. 

(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab 
Rechnungsdatum schr iftlich beim Auftragnehmer Einspruch erhoben 
werden. Ander nfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer 
Rechnung in die Bücher gilt jedenfalls als Anerkenntnis. 

( 14) Auf die Anwendung des§ 934 ABGB im Sinne des§ 351 U GB, das 
ist die Anfechtung wegen Verkürzung über die Hälfte für Geschäfte unter 
Unternehmern, wird verzichtet. 

(15) Falls bei Aufträgen betreffend die Führung der Bücher, die 
Vornahme der Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ein 
Pauschalhonorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarung die Vertretungstätigkeit im Zusammenhang mit abgaben­
und beitragsrechtlichen Prüfungen aller Art einsch ließlich der Abschluss 
von Vergleichen über Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen, 
Ber ichterstattung, Rechtsmitteler hebung uä gesondert zu honor ieren. 
Sofern nichts anderes schriftlich vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils 
für ein Auftragsjahr vereinbart. 

(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit 
den im Punkt 12. (15) genannten Tätigkeiten, insbesondere Feststellungen 
über das pr inzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur  
aufgrund eines besonderen Auftrages. 

(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschüsse ver1angen und 
seine (fortgesetzte) Tätigkeit von der Zahlung dieser Vorschüsse abhängig 
machen. Bei Daueraufträgen darf die Erbr ingung weiterer Leistungen bis 
zur Bezahlung früherer Leistungen (sowie allfälliger Vorschüsse gemäß 
Satz 1) verweigert werden. Bei Erbr ingung von Teilleistungen und offener 
Teilhonorierung gilt dies sinngemäß. 

(18) Eine Beanstandung der Ar beiten des Auftragnehmers berechtigt, 
außer bei offenkundigen wesentlichen Mängeln, nicht zur auch nur 
teilweisen Zurückhaltung der ihm nach Punkt 1 2. zustehenden Honorare, 
sonstigen Entgelte, Kostenersätze und Vorschüsse (Vergütungen). 

( 19) Eine Auf rechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf 
Vergütungen nach Punkt 12. ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Forder ungen zulässig. 

1 3. Sonstiges 

(1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche 
Zurückbehaltungsrecht (§ 471 ABGB, § 369 UGB) verwiesen; wird das 
Zurückbehaltungsrecht zu Unrecht ausgeübt, haftet der Auftragnehmer 
grundsätzlich gemäß Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur Höhe 
seiner noch offenen Forderung. 

(2) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge 
der Auftragserfüllung vom Auftragnehmer erstellten Arbeitspapieren und 
ähnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfüllung unter Einsatz 
elektronischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt, 
nach Übergabe sämtlicher vom Auftragnehmer auftragsbezogen damit 
erstellter Daten, für die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspf licht tr ifft, 
in einem struktur ierten, gängigen und maschinenlesbaren Format an den 
Auftraggeber bzw. an den nachfolgenden Wirtschaftstreuhänder, die 
Daten zu löschen. Für die Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, 
gängigen und maschinenlesbaren Format hat der Auftragnehmer 
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Anspruch auf ein angemessenes Honorar (Punkt 1 2  gilt sinngemäß). Ist 
eine Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format aus besonderen Gr ünden unmöglich oder 
untunlich, können diese ersatzweise im Vollausdruck übergeben werden. 
Eine Honorierung steht diesfalls dafür nicht zu. 

(3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des 
Auftr aggebers alle Unterlagen herauszugeben, die er aus Anlass seiner 
Tätigkeit von diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den 
Schriftwechsel zwischen dem Auftragnehmer und seinem Auftraggeber 
und für die Schriftstücke, die der Auftraggeber in Urschrift besitzt und für 
Schr iftstücke, die einer Aufbewahrungspflicht nach den für den 
Auftragnehmer geltenden rechtl ichen Bestimmungen zur Verhinderung 
von Geldwäsche unterliegen. Der Auftragnehmer kann von Unterlagen, die 
er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschr iften oder Fotokopien anfertigen. 
Sind diese Unterlagen bereits einmal an den Auftraggeber übermittelt 
worden so hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein angemessenes 
Honorar (Punkt 12 .  gilt sinngemäß). 

(4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer übergebenen 
Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. Bei 
Nichtabholung übergebener Unter lagen kann der Auftragnehmer nach 
zweimaliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber, 
übergebene Unterlagen abzuholen, diese auf dessen Kosten zur ückstellen 
und/oder ein angemessenes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt 
sinngemäß). Die weitere Aufbewahr ung kann auch auf Kosten des 
Auftraggebers durch D rille erfolgen. Der Auftragnehmer haftet im Weiteren 
nicht für Folgen aus Beschädigung, Ver1ust oder Vernichtung der 
Unter lagen. 

(5) Der Auftragnehmer ist ber echtigt, fällige Honorarforderungen mit 
etwaigen Depotguthaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern oder 
anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei 
ausdrücklicher lnverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der 
Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des Auftragnehmers rechnen 
musste. 

(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder künftigen Honorarforderung 
ist der Auftragnehmer berechtigt, ein finanzamtliches Guthaben oder ein 
anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein 
Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten 
Transfer zu verständigen. Danach kann der sichergestellte Betrag 
entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei 
Vollstreckbarkeit der Honorarforder ung eingezogen werden. 

14. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand 

(1) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus 
ergebenden Ansprüche gilt ausschließlich öster reichisches Recht unter 
Ausschluss des nationalen Verweisungsrechts. 

(2) Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des 
Auftragnehmers. 

(3) Gerichtsstand ist mangels abweichender schr iftlicher 
Vereinbarung - das sachlich zuständige Gericht des Erfüllungsortes. 
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1 5 .  Ergänzende Bestimmungen für Verbrauchergeschäfte 

(1) Für Verträge zwischen Wirtschaftstreuhändern und Verbrauchern 
gelten die zwingenden Bestimmungen des Konsumentenschutzgesetzes. 

(2) Der Auftragnehmer haftet nur für vorsätzliche und grob fahrlässig 
verschuldete Verletzung der übernommenen Verpflichtungen. 

(3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im 
Falle grober Fahr lässigkeit die Ersatzpfiicht des Auftragnehmers nicht 
begrenzt. 

(4) Punkt 6 Abs 2 (Frist für Mängelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7 
Abs 4 (Geltendmachung der Schadenersatzansprüche innerhalb einer 
bestimmten Frist) gilt nicht. 

(5) Rücktrittsrecht gemäß § 3 KSchG: 

Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung nicht in den vom 
Auftragnehmer dauernd benützten Kanzleiräumen abgegeben, so kann er 
von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt 
kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer 
Woche erklärt werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, 
die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers sowie 
eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, an den Verbraucher, 
frühestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrages zu laufen. Das 
Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, 

1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem 
Auftragnehmer oder dessen Beauftragten zwecks Schließung dieses 
Vertrages angebahnt hat, 

2 .  wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine 
Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten 
vorangegangen sind oder 

3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistu ngen sofort 
zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Auftragnehmern außerhalb 
ihrer Kanzleiräume geschlossen werden und das vereinbarte Entgelt € 15 
nicht übersteigt. 

Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es 
genügt, wenn der Verbraucher ein Schriftstück, das seine 
Vertragserklärung oder die des Auftragnehmers enthält, dem 
Auftragnehmer mit einem Vermerk zurückstellt, der erkennen lässt, dass 
der Verbraucher das Zustandekommen oder die Aufrechterhaltung des 
Vertrages ablehnt. Es genügt. wenn die Erklärung innerhalb einer Woche 
abgesendet wird. 

Tritt der Verbraucher gemäß § 3 KSchG vom Vertrag zurück, so hat Zug 
um Zug 

1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt 
gesetzlichen Zinsen vom Empfangstag an zurückzuerstatten und den vom 
Verbraucher auf die Sache gemachten notwendigen und nützlichen 
Aufwand zu ersetzen ,  

2. der  Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu  
vergüten, soweit s ie  ihm zum klaren und überwiegenden Vorteil gereichen. 

Gemäß § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzansprüche unberührt. 

(6) Kostenvoranschläge gemäß§ 5 KSchG: 

Für die Er3tellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1 1 70a A6G6 

durch den Auftragnehmer hat der Verbraucher ein Entgelt nur dann zu 
zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist. 

Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde 
gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als gewährleistet, wenn nicht das 
Gegenteil ausdrücklich erklärt ist. 

(7) Mängelbeseitigung: Punkt 6 wird ergänzt: 

Ist der Auftragnehmer nach§ 932 ABGB verpfiichtet, seine Leistungen zu 
verbessern oder Fehlendes nachzutragen, so hat er diese Pflicht zu 
erfüllen, an dem Ort, an dem die Sache übergeben worden ist. Ist es für 
den Verbraucher tunlich, die Werke und U nterlagen vom Auftragnehmer 
gesendet zu erhalten ,  so kann dieser diese Übersendung auf seine Gefahr 
und Kosten vornehmen. 

(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14 .  (3) gilt: 

Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt oder ist er im Inland beschäftigt, so kann für eine Klage gegen 
ihn nach den§§ 88. 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zuständigkeit 
eines Gerichtes begründet werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der 
gewöhnliche Aufenthalt oder der Ort der Beschäftigung liegt. 

Beilage I I  

(9) Verträge über wiederkehrende Leistungen: 

(a) Verträge, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen 
und der Verbraucher zu wiederholten Geldzahlungen verpflichten und die 
für eine unbestimmte oder eine ein Jahr übersteigende Zeit geschlossen 
worden sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen 
Frist zum Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines 
halben Jahres kündigen. 

(b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare 
Leistung, deren Umfang und Preis schon bei der Vertragssch ließung 
bestimmt sind, so kann der erste Kündigungstermin bis zum Ablauf des 
zweiten Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Verträgen kann die 
Kündigungsfrist auf höchstens sechs Monate verlängert werden. 

(c) Erfordert die Erfüllung eines bestimmten ,  in lit. a) genannten 
Vertrages erhebliche Aufwendungen des Auftragnehmers und hat er dies 
dem Verbraucher spätestens bei der Vertragsschließung bekannt 
gegeben, so können den Umständen angemessene, von den in lit. a) und 
b) genannten abweichende Kündigungstermine und Kündigungsfristen 
vereinbart werden. 

(d) Eine Kündigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht 
ausgesprochen worden ist, wird zum nächsten nach Ablauf der 
Kündigungsfrist liegenden Kündigungstermin wirksam. 
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